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2030-1-2-K 

Gesetz 
zur Änderung des Bayerischen Hochschullehrergesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Hochschullehrer sowie des weiteren wissenschaft­
lichen und künstlerischen Personals an den Hoch­
schulen - Bayerisches Hochschullehrergesetz -
BayHSchLG - (BayRS 2030-1-2-K) wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. der Professor seit der letzten Befreiung we­
nigstens vier Jahre an einer Hochschule als 
Professor gelehrt hat,". 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort "Fachbe­
reichssprecher" die Worte "oder aus dringen­
den Gründen der Forschung oder Lehre" ein­
gefügt. 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Dasselbe gilt, wenn in Ausnahmefällen die 
nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 erforderliche Min­
destdauer der Lehrtätigkeit verkürzt werden 
soll." 

2. In Art. 35 Abs. 2 Halbsatz 2 werden die Worte "auf 
die Referendarzeiten nicht angerechnet werden 

können" durch die Worte "auf die Referendarzei­
ten bis zu einem Jahr angerechnet werden kön­
nen" ersetzt. 

3. Art. 38 Abs. 1 Satz 1 erhält.folgende Fassung: 

,,(1) IDas Recht der am Tag vor allgemeinem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen or­
dentlichen und außerordentlichen Professoren 
nacn Erreichen der Altersgrenze von ihren amt­
lichen Verpflichtungen entbunden zu werden 
(Entpflichtung), bleibt unberührt; dies gilt auch 
bei Wechsel des Dienstherrn und für die Profes­
soren, denen am Tag vor allgemeinem Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes das Recht der Entpflichtung 
an einer kirchlichen Hochschule zustand und die 
nach allgemeinem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an eine staatliche Hochschule berufen werden." 

§2 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt jedoch § 1 Nr. 3 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1978 in Kraft. 

München, den 29. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Franz J osef S t rau ß 
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2210-1-1-K 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Hochschulgesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Bayerische Hochschulgesetz - BayHSchG­
(BayRS 2210-1-1-K), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1985 (GVBl S. 120), wird wie folgt 
geändert: 

Dem Art. 103c wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Die Akademie der Bildenden Künste in Mün­
chen und die Akademie der Bildenden Künste in 
Nürnberg können in den geltenden Diplomprü-

fungsordnungen für Innenarchitektur die Nach­
diplomierung von Absolventen vorsehen, die das 
Studium der Innenarchitektur oder der Architektur 
mit einer Hochschulprüfung erfolgreich abge­
schlossen haben." 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1986 in Kraft. 

München, den 29. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 

2230-2-3-K 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Begabtenförderungsgesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Bayerische Begabtenförderungsgesetz (Bay 
BFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. November 1983 (GVBl S. 1109) wird wie folgt 
geändert: 

Dem Art. 10 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

"Studenten, die die in Satz 1 genannte Prüfung 
nicht bestanden haben, erhalten bei der Aufnahme 

ihres Studiums als Ausgleich eine einmalige Sti­
pendiumsleistung in Form eines Büchergeldes." 

§2 

IDieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1986 in Kraft. 
2Es gilt für alle Studierenden, die ab dem Jahr 1986 
die Prüfung nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 BayBFG 
ablegen. 

München, den 29. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß · 
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793-1-E 

753-1-1 

Gesetz 
zur Änderung fischereirechtlicher Vorschriften 

Vom 29. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Fischereigesetz für Bayern (BayRS 793-1-E) 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 1 

(1) IDas Fischereirecht gibt die Befugnis, in 
einem Gewässer Fische, Neunaugen und Krebse 
sowie Fluß-, Teich- und Perlmuscheln (Fische) 
zu hegen, zu fangen und sich anzueignen. 2Das 
Fischereirecht erstreckt sich auf Fischlaich und 
sonstige Entwicklungsformen der Fische sowie 
auf Fischnährtiere. 

(2) 1 Mit dem Fischereirecht ist die Pflicht zur 
Hege verbunden; die Verpflichtung zur Hege gilt 
nicht für geschlossene Gewässer im Sinn von 
Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2. 2Ziel der Hege ist die 
Erhaltung und Förderung eines der Größe, Be­
schaffenheit und Ertragsfähigkeit des Gewäs­
sers angepaßten artenreichen und gesunden 
Fischbestandes sowie die Pflege und Sicherung 
standortgerechter Lebensgemeinschaften. 3S0 -

weit erforderlich, ist ein Besatz mit Fischen aus 
gesunden Beständen vorzunehmen." 

2. Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. alle künstlich angelegten, ablaßbaren und 
während der Bespannung gegen den Wechsel 
der Fische ständig abgesperrten Fischteiche 
und Fischbehälter, mögen sie mit einem na­
türlichen Gewässer in Verbindung stehen 
oder nicht,". 

3. Art. 23 erhält folgende Fassung: 
,,Art. 23 

(1) Die Bestimmungen der Art. 18 bis 22 gelten 
nicht für geschlossene Gewässer. 

(2) An einem neu zu schaffenden geschlosse­
nen Gewässer im Sinn von Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 von 
geringer Größe, das als Ausgleichs-, Ersatz­
oder Artenschutzmaßnahme ausschließlich 
Zwecken des Naturschutzes zu dienen bestimmt 
wird, kann die Ausübung des Fischereirechts 
beschränkt oder ausge.~chlossen werden, soweit 
es sich nicht um ein Uberschwemmungsgebiet 
handelt." 

4. Im Art. 25 Abs. 3 werden die Worte "der Absätze 
1 und 2" durch die Worte "des Absatzes 2" ersetzt. 

5. Art. 29 erhält folgende Fasung: 

,,Art. 29 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 

nicht für geschlossene Gewässer im Sinn des 
Art. 2 Abs.1 Nrn.1 und 2." 

6. Art. 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fas.sung: 

"Bei Verpachtung an eine juristische Person 
muß vertraglich bestimmt werden, daß die 
Fischerei auf Grund des Pachtvertrags ohne 
Erlaubnisschein von höchstens drei Personen 
ausgeübt werden darf." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) IPächter darf nur sein, wer einen gülti­
gen Fischereischein besitzt. 2Pachtet eine ju­
ristische Person, so muß mindestens ein ver­
fassungsmäßig berufener Vertreter Inhaber 
eines gültigen Fischereischeins sein. 3Diese 
Bestimmungen gelten nicht für geschlossene 
Gewässer im Sinn des Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 
2." 

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) IDie vorst~henden Bestimmungen gel­
ten auch für die Anderung oder Verlängerung 
eines Fischereipachtvertrags; sie finden ent­
sprechend A~y.rendung auf andere Rech~sge­
schäfte zur Uberlassung des FischereIaus­
übungsrechts. 2Die Kreisverwaltungsbehörde 
kann Abweichungen von den Bestimmungen 
der Absätze 1,4 und 5 gestatten, wenn hieraus 
Nachteile für das verpachtete Fischwasser 
und für die mit ihm zusammenhängenden 
Fischwasser nicht zu befürchten sind." 

7. Art. 33 wird folgender Satz 3 angefügt: 

"Diese Bestimmungen gelten entsprechend für 
Rechtsgeschäfte im Sinn des Art. 31 Abs. 6 
Satz 1." 

8. Art. 35 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 35 

(1) IDer Fischereiberechtigte oder mit dessen 
Einwilligung der Fischereipächter oder der Vor­
stand einer Fischereigenossenschaft kann, 
wenn Nachteile für das Fischwasser und für die 
mit ihm zusammenhängenden Fischwasser 
nicht zu befürchten sind, mit Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde Erlaubnisscheine zur 
Ausübung des Fischfangs (Art. 1 Abs. 1) für ein­
zelne, mehrere oder alle Fischwasser gemein­
sam (Einzel- oder Sammelerlaubnisscheine) 
ausstellen. 2Er darf den Fischfang, abgesehen 
von den Fällen des Absatzes 4 Satz 2, nicht ohne 
Erteilung eines Erlaubnisscheins gestatten. 3Die 
Ausstellung von Erlaubnisscheinen für Inhaber 
von Jugendfischereischeinen bedarf nicht der 
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörd'e. 

(2) 1 Die Erlaubnisscheine sind auf eine be­
stimmte Zeit, welche den Zeitraum von drei Jah-
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ren nicht überschreiten darf, auszustellen. 2Sie 
bedürfen, abgesehen von den Fällen nach Ab­
satz 1 Satz 3, der Bestätigung durch die Kreis­
verwaltungsbehörde, die kostenfrei erfolgt. 

(3) Der Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 
und der Bestätigung nach Absatz 2 Satz 2 bedür­
fen nicht Erlaubnisscheine für Personen, die den 
Fischfang auf andere Weise als mit der Hand­
angel in geschlossenen Gewässern im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 ausüben. 

(4) lWer den Fischfang ausübt, ohne selbst der 
Fischereiberechtigte oder Fischereipächter zu 
sein, muß einen gültigen Erlaubnisschein bei 
sich führen und diesen auf Verlangen den Poli­
zeibeamten, den Fischereiaufsehern sowie den 
Fischereiberechtigten und Fischereipächtern 
zur Prüfung aushändigen. 2Einen Erlaubnis­
schein benötigen nicht 

1. Personen, die auf andere Weise als mit der 
Handangel als Helfer des Fischereiberechtig­
ten oder Fischereipächters oder Inhabers 
eines gültigen Erlaubnisscheins in dessen Be­
gleitung, 

2. höchstens drei Personen, die in Begleitung des 
Fischereiberechtigten oder des Fischerei­
pächters 

den Fischfang ausüben." 

9. Es wird eine neue Abteilung IH, Abschnitt 6 
eingefügt: 

,,Abschnitt 6 
Fischereischein und Fischerprüfung 

Art. 64 

(1 ) Wer den Fischfang gemäß Art.! Abs.1 Satz 1 
ausübt, muß einen auf seinen Namen lautenden 
Fischereischein bei sich führen und diesen auf 
Verlangen den Polizeibeamten, den Fischerei­
aufsehern, den Fischereiberechtigten und den 
Fischereipächtern zur Prüfung aushändigen. 

(2) Ein Fischereischein ist nicht erforderlich 
für Personen, die auf andere Weise als mit der 
Handangel . 

1. als Helfer eines Inhabers eines Fischerei­
scheins in dessen Begleitung oder 

2. in geschlossenen Gewässern im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

den Fischfang ausüben. 

(3) Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Geltung von Fi­
schereischeinen anderer Länder in Bayern zu 
regeln. 

Art. 65 

(1) Der Fischereischein wird mit Wirkung vom 
Ausstellungstag 

1. für ein Jahr (Jahresfischereischein) oder 

2. für fünf aufeinanderfolgende Jahre (Fünf­
Jahres-Fischereischein) oder 

3. für zehn aufeinanderfolgende Jahre (Zehn­
J ahres-Fischereischein) 

erteilt. 

(2) 1 Personen, die das 10., aber nicht das 18. Le­
bensjahr vollendet haben, können einen J ahres­
fischerei schein für Jugendliche (Jugendfische­
reischein) erhalten, es sei denn, sie haben die 
Fischerprüfung (Art. 66) mit Erfolg abgelegt und 
das 14. Lebensjahr vollendet. 2Der Jugendfische­
reischein berechtigt nur zur Ausübung des 
Fischfangs in verantwortlicher Begleitung eines 
volljährigen Inhabers eines Fischereischeins; 
die Gemeinde kann Ausnahmen für Personen 
zulassen, die als Berufsfischer ausgebildet wer­
den. 

(3) Absatz 2 Satz 2 gilt für einen durch Rechts­
verordnung nach Art. 64 Abs. 3 gleichgestellten 
Fischereischein, wenn sein Inhaber noch nicht 
das 14. Lebensjahr vollendet hat, sowie für einen 
gleichgestellten Jugendfischereischein eines 
anderen Landes entsprechend. 

(4) 1 Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und bei denen die für die Durchführung 
des Bundesversorgungsgesetzes zuständigen 
Behörden nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Schwerbe­
hindertengesetzes das Vorliegen einer geistigen 
Behinderung sowie eine darauf beruhende Min­
derung der Erwerbsfähigkeit festgestellt haben, 
können einen Fischereischein erhalten, wenn 
sie 

1. in ihrer Erwerbsfähigkeit um we.nigstens 
80 v. H. gemindert sind oder 

2. in ihrer Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
50 v. H. gemindert sind und nachweislich eine 
Sonderschule für Geistigbehinderte besuchen 
oder besucht haben. 

2 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 gilt entsprechend. 

(5) Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Verfahren bei der 
Erteilung des Fischereischeins im einzelnen zu 
regeln. 

Art. 66 

(1) 1 Die Erteilung eines Fischereischeins, mit 
Ausnahme des Jugendfischereischeins und des 
nach Art. 65 Abs. 4 Satz 1 erteilten Fischerei­
scheins, ist davon abhängig, daß der Antrag­
steller eine Fischerprüfung bestanden hat, in 
der er ausreichende Kenntnisse auf folgenden 
Gebieten nachgewiesen hat: 

1. Fischkunde und -hege, 

2. Pflege der Fischwasser, 

3. Fanggeräte und ihr Gebrauch, 

4. fischereiliche Praxis und Behandlung der ge­
fangenen Fische einschließlich des Tierschut­
zes, 

5. Rechtsvorschriften, welche die Ausübung der 
Fischerei, den Schutz und die Erhaltung der 
Fischbestände sowie die Pflege und Sicherung 
standortgerechter Lebensgemeinschaften re­
geln, einschließlich des Naturschutzrechts. 

2Für die Abnahme der Prüfung ist die Landes­
anstalt für Fischerei zuständig. . 

(2) Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 
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1. die Prüfungsanforderungen und das Prü­
fungsverfahren im einzelnen zu regeln sowie 
Vorschriften über die Ausbildung der Prü­
fungsbewerber zu erlassen, 

2. zu bestimmen, unter welchen Voraussetzun­
gen Fischerprüfungen anderer Länder der 
nach diesem Gesetz vorgeschriebenen Fi­
scherprüfung gleichgestellt sind. 

(3) Der Fischereischein kann, auch ohne daß 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, 
erteilt werden 

1. an Berufsfischer mit einschlägiger Abschluß­
oder Meisterprüfung und Personen, die zum 
Berufsfischer ausgebildet werden, 

2. an Personen, die sich nur vorübergehend im 
Bundesgebiet aufhalten, ohne 'hier einen 
Wohnsitz zu begründen, 

3. an Mitglieder diplomatischer und berufskon­
sularischer Vertretungen und deren Angehö­
rige, soweit sie durch Ausweis des Auswärti­
gen Amtes oder der Staats- oder Senatskanz­
lei eines Landes ausgewiesen sind. 

(4) Von der Fischerprüfung ist befreit 

1. wem nachweislich in der Zeit vom 1. Januar 
1961 bis zum 31. Dezember 1970 im Inland ein 
Fischereischein ausgestellt worden ist, 

2. wer als Aussiedler glaubhaft machen kann, 
daß er innerhalb der Frist nach Nummer 1 in 
einem der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesver­
triebenengesetzes . genannten Gebiete den 
Fischfang zulässigerweise ausgeübt hat, 

3. wer als Berufsfischer nach Art. 3 Abs. 4 
Buchst. ades Fischereischeingesetzes einen 
Fischereischein erhalten hat. 

Art. 67 

(1) Sachlich zuständig für die Erteilung des 
Fischereischeins sind die Gemeinden. 

(2) 1 Der Fischereischein kann Personen ver­
sagt werden, 

1. die im Inland keinen Wohnsitz haben oder 

2. bei denen Tatsachen vorliegen, welche die An­
nahme rechtfertigen, daß sie zur ordnungsge­
mäßen Ausübung des Fischfangs ungeeignet 
sind. 

2Art. 65 Abs. 4 Satz 1 und Art. 66 Abs. 3 Nr. 2 blei­
ben unberührt. 

(3) lWird die Fischereischeinerteilung wegen 
eines Eignungsmangels nach Absatz 2 Satz 1 
Nr.2 zurückgenommen oder widerrufen, besteht 
kein Anspruch auf Rückerstattung der Fische­
reischeingebühr und der Fischereiabgabe. 2Die 
Gemeinde kann eine Sperrfrist von bis zu fünf 
Jahren Dauer für die Wiedererteilung des 
Fischereischeins festsetzen. 

Art. 68 

(1) IMit der Gebühr für den Fischereischein 
wird vom Fischereischeininhaber eine Fische­
reiabgabe erhoben, deren Höhe das Doppelte 
der Fischereischeingebühr nicht übersteigen 
darf. 2Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten verwendet einen 

Teil der Fischereiabgabe im Benehmen mit dem 
Landesfischereiverband Bayern e. V. für die 
Förderung des Fischgesundheitsdienstes. 3Es 
stellt das verbleibende Aufkommen dem Lan­
desfischereiverband Bayern e. V. für die Förde­
rung der Fischerei zur Verfügung; der Haushalt 
des Landesfischereiverbands Bayern e. V. un­
terliegt insoweit der Genehmigung des Staats­
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 4Bei der Festlegung der Förderan­
teile nach den Sätzen 2 und 3 ist der beim 
Staats ministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten gebildete Landesfischerei­
beirat anzuhören. 

(2) Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Höhe der Fische­
reiabgabe festzusetzen." 

10. Art. 70 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) lKann der zur Ausübung der Fischerei 
Berechtigte das Fischwasser in anderer zu­
mutbarer Weise nicht erreichen, so kann er 
von Anliegern oder Hinterliegern unter 
Rücksichtnahme auf deren Interessen ver­
langen, daß sie ihm gegen angemessene Ent­
schädigung den Zugang über ihre Grundstük­
ke auf seine Gefahr gestatten, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Ausübung der Fischerei 
und der Hegepflicht erforderlich ist. 2Kommt 
eine Einigung nicht zustande, so bestimmt die 
Kreisverwaltungsbehörde auf Antrag den Zu­
gangsweg und setzt die Höhe der Entschädi­
gung fest. 3Absatz 2 gilt entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

11. Art. 72 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 72 

(1) lZum Schutz der Fische sowie der Fischbe­
stände und ihrer Lebensgrundlagen und zur 
Verwirklichung des Hegeziels kann das Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Rechtsverordnung Vorschriften 
erlassen über 

1. Zeit und Art des Fischfangs, 

2. besondere Fangbeschränkungen, 

3. Markt- und Verkehrsverbote, 

4. Fanggeräte, Fangvorrichtungen und Köder, 

5. die Verpflichtung zum Fang und zur Anlan­
dung gefangener Fische bestimmter Arten, 

6. Verbote oder Beschränkungen des Aussetzens 
von Fischarten, 

7. den Schutz der Fischnährtiere, 

8. das Einlassen von Enten in Fischwasser. 

2Das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten kann die Ermächtigun­
gen nach Satz 1 durch Rechtsverordnung ganz 
oder teilweise auf die Bezirke übertragen und 
die Regierungen sowie die Kreisverwaltungsbe­
hörden zum Erlaß von Anordnungen für den 
Einzelfall ermächtigen. 

(2) Die Fischereiberechtigten, die Fischerei­
ausübenden, die Fischereiaufseher und die son-
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stigen mit der Fischereiaufsicht beauftragten 
Personen haben Fischsterben unverzüglich der 
Kreisverwaltungsbehörde oder, wenn diese 
nicht erreichbar ist oder bei Gefahr in Verzug, 
einer Polizeidienststelle anzuzeigen." 

12. Art. 77 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Zwischen Maßnahmen der Gewässerunter­
haltung, die mit einer nicht nur unerhebli­
chen Absenkung des Wasserstandes in einem 
Fischwasser verbunden sind, soll ein Zeit­
raum von mindestens drei Jahren liegen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Bei der Benützung zu landwirtschaft­
lichen, teichwirtschaftlichen, gewerblichen 
oder industriellen Zwecken darf einem Fisch­
wasser, unbeschadet bestehender besonderer 
Rechte, nicht so viel Wasser entzogen werden, 
daß hierdurch eine fischereiliche Bewirt­
schaftung nicht mehr möglich ist." 

13. Art. 78 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 78 

(1) IDas Schlämmen von Fischwassern, das 
Entnehmen fester Stoffe außer halb der wasser­
rechtlich gebotenen Gewässerunterhaltung und 
die Beseitigung von Wasserpflanzen sind ohne 
Erlaubnis der Kreisverwaltungsbehörde nur zu­
lässig, 

1. in der Zeit vom 15. August bis 31. Oktober, in 
Be- und Entwässerungsgräben ohne Verbin­
dung mit Salmonidengewässern darüber hin­
aus bis 30. November, 

2. abweichend von Nummer 1 in Salmonidenge­
wässern und damit verbundenen Be- und Ent­
wässerungsgräben in der Zeit vom 15. August 
bis 30. September. 

2Rohr- und Schilfbestände dürfen ohne Erlaub­
nis der Kreisverwaltungsbehörde abweichend 
von Satz 1 nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 
30. November und nur in Be- und Entwässe­
rungsgräben im Sinn von Satz 1 Nr. 1 beseitigt 
werden. 

(2) Die Beschränkungen nach Absatz 1 gelten 
nicht für geschlossene Gewässer im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie für das Mähen 
von Wasserpflanzen zur Gewährleistung des 
Wasserabflusses. 

(3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
sind so durchzuführen, daß der Naturhaushalt 
möglichst geschont wird." 

14. Abteilung IV Abschnitt 2 erhält folgende Fas­
sung: 

,,Abschnitt 2 
Schonbezirke 

Art. 80 

(1) lZur Erhaltung und Förderung der Fische­
rei kann die Kreisverwaltungsbehörde in nicht 
geschlossenen Gewässern durch Rechtsverord­
nung zu Schonbezirken erklären 

1. Gewässerstrecken, die fischereilich von be­
sonderer Bedeutung sind (Fischschonbezir­
ke), 

2. Gewässerstrecken, die besonders geeignete 
Laich- und Aufwuchsplätze für die Fische bie­
ten (Laichschonbezirke), 

3. Gewässerabschnitte, die als Winterlager für 
Fische besonders geeignet sind (Winterlager). 

2Für den Erlaß der Rechtsverordnung und die 
Kennzeichnung der Schonbezirke gilt Art. 85 
Abs. 1 bis 3 des Bayerischen Wassergesetzes 
entsprechend. 

(2) 1 In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 
können für bestimmte Zeiten beschränkt oder 
verboten werden 

1. der Fang von Fischen und anderen Wassertie­
ren, 

2. Handlungen, die den Wechsel, die Fortpflan­
zung oder den Bestand der Fische gefährden, 
vor allem die Räumung des Gewässerbetts, 
das Mähen, das Einbringen und die Entnahme 
von Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Kies, 
Steinen, Schnee und Eis, 

3. die Ausübung des Gemeingebrauchs nach 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Wasser­
gesetzes, die Vornahme von Uferbauten und 
das Fällen von Uferholz, 

4. das Einlassen zahmer Enten, Gänse und 
Schwäne. 

2In der Rechtsverordnung kann für den Einzel­
fall die Zulassung von Ausnahmen vorgesehen 
werden 

1. von dem Verbot des Satzes 1 Nr. 1 zum Fang 
von Fischen bestimmter Arten und von fische:" 
reilich unerwünschten, naturschutzrechtlich 
nicht besonders geschützten Wassertieren, 

2. von den Verboten des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 aus 
Gründen der Wasserwirtschaft, im Interesse 
der Landeskultur und zu wissenschaftlichen, 
Lehr- und Forschungszwecken. 

(3) Stellt eine Regelung nach Absatz 2 Satz 1 
eine Enteignung dar, so ist dafür Entschädigung 
zu leisten." 

15. Abteilung IV Abschnitt 3 wird aufgehoben. 

16. Art. 88 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 88 

(1) IDer Vollzug dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver­
ordnungen ist Aufgabe des Staates. 2Er obliegt, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, den Kreis­
verwaltungsbehörden. 3Diese können zur Erfül­
lung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen, 
die nach den in Satz 1 genannten Vorschriften 
bestehen oder auf ihnen beruhen, Anordnungen 
für den Einzelfall erlassen. 

(2) 1 Für die örtliche Zuständigkeit der Kreis­
verwaltungsbehörden gilt Art. 3 Abs. 2 Satz 1 
Halbsatz 1 des Bayerischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes auch dann, wenn sich eine glei­
che Angelegenheit auf die Bezirke mehrerer Be­
hörden bezieht. 2Als Sachverständigen hört die 
zuständige Behörde nur den für ihren Sitz zu­
ständigen Fachberater des Bezirks für das Fi­
schereiwesen; die Aufgaben anderer sachver­
ständiger Stellen, insbesondere der Landesan­
stalt für Fischerei, bleiben unberührt. . 
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(3) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz 
werden nach den Vorschriften des Landesstraf­
und Verordnungsgesetzes erlassen." 

17. Art. 98 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) lln den Fällen der Art. 5a, 6 Abs. 3 Satz 1 
Halbsatz 2 und Abs. 4, Art. 17 Abs. 1 und 3, 
Art. 22,70 Abs. 2 und 4, Art. 71 Abs. 2, Art. 75 
Abs. 3 und Art. 80 Abs. 3 hat auf Antrag eines 
Beteiligten die Feststellung der Entschädi­
gung im Weg der Schätzung durch die Kreis­
verwaltungsbehörde zu erfolgen." 

b) In Absatz 3 werden die Worte "vorbehaltlich 
der Vorschrift im Art. 92 Abs. 2 Satz 3" gestri­
chen und folgender Satz 2 angefügt: 

"Kosten, die durch unbegründete Einwen­
dungen oder Verschulden eines Beteiligten 
oder durch Verschulden eines Dritten ent­
standen sind, können diesem auferlegt wer­
den." 

18. Dem Art. 99 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange­
fügt: 

"Nicht befreit ist das Verwaltungsverfahren 
nach Art. 65 bis 67." 

19. Art. 101 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort beach­
tet" die Worte "oder entgegen Art. 31i' Abs. 1 
Satz 2 einem anderen den Fischfang ohne den 
erforderlichen Erlaubnisschein gestattet" 
eingefügt. 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. wer einer ~echtsverordnung nach Art. 72 
Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß­
geldvorschrift .ve~eist, oder entgegen 
Art. 72 Abs. 2 em Fischsterben nicht oder 
nicht rechtzeitig anzeigt;". 

c) Die Nummern 7 und 8 erhalten folgende 
Fassung.: 

,,7. wer entgegen Art. 73 Fischlaich ohne Ge­
nehmigung wegnimmt, zerstört oder be­
schädigt oder einer Rechtsverordnung 
p.ach Art. 80 zuwiderhandelt, soweit sie für 
eirien bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist; 

8. wer entgegen Art. 78 Abs. lohne Erlaubnis 
Fischwasser schlämmt, feste Stoffe ent­
nimmt oder Wasserpflanzen oder Rohr­
und Schilfbestände beseitigt;". 

20. In Art. 103 Nr. 5 wird ,,Abs. 3" durch ,,Abs. 4" 
ersetzt. 

21. Es wird folgender Art. 104 eingefügt: 

,,Art. 104 

Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vor­
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Art. 64 Abs. 1 den Fischfang ausübt 
ohne den Fischereischein nach diesem Geset~ 

oder einen gleichgestellten Fischereischein 
bei sich zu führen, 

2. entgegen Art. 64 Abs. 1 den Fischereischein 
Befugten auf Verlangen nicht zur Prüfung 
aushändigt, 

3. entgegen Art. 65 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbin­
dung mit Art. 65 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2, als 
Inhaber eines Jugendfischereischeins eines 
gleichgestellten Fischereischeins ode; eines 
nach Art. 65 Abs. 4 Satz 1 erteilten Fischerei­
scheins den Fischfang ohne die vorgeschrie­
bene Begleitung ausübt, 

4. einer Verordnung nach Art. 64 Abs. 3, Art. 65 
Abs. 5 oder Art. 66 Abs. 2 zuwiderhandelt, so­
weit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist." 

22. Es wird folgender Art. 108 eingefügt: 

,,Art. 108 

(1) IBei Inkrafttreten dieses Gesetzes dem 
Freistaat Bayern oder Dritten zustehende Perl­
fischereirechte bestehen als beschränkte Fi­
schereirechte im Sinn des Art. 11 fort. 2Für be­
stehende Verträge zur Übertragung des Rechts 
zur Ausübung der Perlfischerei gelten bis zum 
Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer die bisherigen 
Vorschriften weiter. 3Personen, die innerhalb 
der letzten zehn Jahre vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Perlfischerei im Inland befugt aus­
geübt haben, benötigen dazu auch künftig kei­
nen Fischereischein. 

(2) Fischereirechte nach Art. 4 Abs. 1 und Ent­
scheidungen nach Art. 2 Abs. 2 bleiben unbe­
rührt. 

(3) lAuf Grund aufgehobener oder geänderter 
Vorschriften erlassene Rechtsverordnungen 
bleiben unberührt. 2Für bestehende Rechtsver­
ordnungen über Laichschonstätten und Winter­
lager gelten die bisherigen Vorschriften der 
Art. 81 und 84 weiter." 

§2 

Das Bayerische Wassergesetz - BayWG - (BayRS 
753-1-1) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 23 wird aufgehoben. 

2. In Art. 95 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a werden die Worte 
"und der Perlfischerei (Art. 23)" gestrichen. 

§3 

1. Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Septem­
ber 1986 in Kraft. 

2. Gleichzeitig tritt das Fischereischeingesetz - Fi­
ScheinG - (BayRS 793-5-E) außer Kraft. 

München, den 29. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S tr a uß 
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Zehntes Gesetz . 
zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Vom 3. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Bayerische 'Beamtengesetz - BayBG -
(BayRS 203G-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1985 (GVBI S. 120), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Art. 73 und 74 erhalten folgende Fassung: 

,,Art. 73 

(1) Der Beamte ist verpflichtet, auf schriftliches 
Verlangen seines Dienstherrn eine Nebentätig­
keit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffent­
lichen Dienst zu übernehmen, sofern diese Tätig­
keit seiner Vorbildung oder Berufsausbildung 
entspricht und ihn nicht über Gebühr in An­
spruch nimmt. 

(2) 1 Der Beamte bedarf zur Übernahme jeder 
anderen Nebentätigkeit der vorherigen Geneh­
migung, soweit die Nebentätigkeit nicht nach 
Art. 74 Abs. 1 genehmigungsfrei ist. 2Als Neben­
tätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher 
Ehrenämter; ihre Übernahme ist vor Aufnahme 
dem unmittelbaren Dienstvorgesetzten schrift­
lich anzuzeigen. 

(3) 1 Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu 
besorgen ist, daß durch die Nebentätigkeit 
dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 
2Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere 
vor, wenn die Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Be­
amten so stark in Anspruch nimmt, daß die 
ordnungsgemäße Erfüllung seiner dienstlichen 
Pflichten behindert werden kann, 

2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen 
dienstlichen Pflichten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der 
die Behörde, der der Beamte angehört, tätig 
wird oder tätig werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des 
Beamten beeinflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der 
künftigen dienstlichen Verwendbarkeit des 
Beamten führen kann, 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung ab-
träglich sein kann. 

3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der 
Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspru­
chung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten 
in der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit überschreitet. 4Ergibt 
sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interes­
sen nach Erteilung der Genehmigung, so' ist diese 
zu widerrufen. 

(4) INebentätigkeiten, die der Beamte nicht auf 
Verlangen, Vorschlag o.der 'Veranlassung seines 

Dienstherrn übernommen hat oder bei denen der 
Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse an 
der Übernahme der Nebentätigkeit durch den 
Beamten nicht anerkannt hat, darf er nur außer­
halb der Arbeitszeit ausüben. 2 Ausnahmen dür­
fen nur in besonders begründeten Fällen, insbe­
sondere im öffentlichen Interesse, zugelassen 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht entge­
genstehen und die versäumte Arbeitszeit nachge­
leistet wird. 

(5) IDer Beamte darf bei der Ausübung von Ne­
bentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Ma­
terial seines Dienstherrn nur .bei Vorliegen eines 
öffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses 
mit vorheriger Genehmigung und gegen Entrich­
tung eines angemessenen Entgelts in Anspruch 
nehmen. 2Das Entgelt hat sich nach den dem 
Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und 
muß den besonderen Vorteil berücksichtigen, der 
dem Beamten durch die Inanspruchnahme ent­
steht. 3Der Beamte ist verpflichtet, soweit er bei 
der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtun­
gen, Personal oder Material des Dienstherrn in 
Anspruch nim~t, auf Verlangen über Art und 
Umfang der Nebentätigkeiten, die hierdurch er­
zielte Vergütung sowie über Art und Umfang der 
Inanspruchnahme Auskunft zu geben. 4Die Ver­
gütung sowie Art und Umfang der Inanspruch­
nahme können geschätzt werden, wenn der 
Beamte hierüber keine Auskunft gibt oder über 
seine Angaben keine ausreichende Aufklärung 
geben kann oder Aufzeichnungen nicht vorlegt, 
die er nach beamtenrechtlichen Rechtsvorschrif­
ten zu führen hat. 

(6) 1 Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 
bis 5 trifft, soweit nichts anderes bestimmt ist, die 
oberste Dienstbehörde. 2Sie kann ihre Befugnisse 
durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Be­
hörden übertragen. 

(7) lAnträge auf Erteilung einer Genehmigung 
(Absatz 2) oder auf Zulassung einer Ausnahme 
(Absatz 4 Satz 2) und Entscheidungen über diese 
Anträge bedürfen der Schriftform. 2Der Beamte 
hat die für die Entscheidung erforderlichen 
Nachweise über Art und Umfang der Nebentätig­
keit zu führen. 3Das dienstliche Interesse (Ab­
satz 4 Satz 1) ist aktenkundig zu machen. 

Art. 74 

(1) 1 Nicht genehmigungspflichtig ist 

1. eine Nebentätigkeit, die der Beamte auf Vor­
schlag oder Veranlassung seines Dienstherrn 
übernommen hat, 

2. eine unentgeltliche Nebentätigkeit mit Aus­
nahme 

a) der Übernahme eines Nebenamtes, einer 
Vormundschaft, Pflegschaft oder Testa­
mentsvollstreckung, 

b) der Übernahme einer gewerblichen Tätig-
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keit, der Ausübung eines freien Berufes oder 
der Mitarbeit bei einer dieser Tätigkeiten, 

c) des Eintritts in ein Organ eines Unterneh­
mens, sofern es sich bei dem Unternehmen 
nicht um eine Genossenschaft handelt, so­
wie der Übernahme einer Treuhänderschaft, 

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung 
des Beamten unterliegenden Vermögens, 

4. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, 
künstlerische Tätigkeit oder Vortragstätigkeit 
des Beamten, 

5. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zu­
sammenhängende selbständige Gutachtertä­
tigkeit von Professoren und habilitierten Hoch­
schulassistenten sowie von Beamten an wis­
senschaftlichen Instituten und Anstalten, 

6. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteres­
sen in Gewerkschaften oder Berufsverbänden 
oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten. 

2Die Unentgeltlichkeit einer Nebentätigkeit nach 
Satz 1 Nr. 2 wird durch die Gewährung einer an­
gemessenen Aufwandsentschädigung oder einer 
Gegenleistung von geringem Wert nicht ausge­
schlossen. 

(2) I Eine nicht genehmigungspflichtige Neben­
tätigkeit ist vom Dienstvorgesetzten ganz oder 
teilweise zu untersagen, wenn der Beamte bei ih­
rer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt. 2Der 
Beamte ist insoweit auf Verlangen des Dienstvor­
gesetzten verpflichtet, über Art und Umfang der 
Nebentätigkeit schriftlich Auskunft zu geben. 

(3) Art. 73 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend." 

2. Die bisherigen Art. 76 und 77 werden Art. 75 und 
76. In beiden Artikeln wird vor dem Wort "Verlan­
gen" das Wort "schriftlich" jeweils eingefügt und 
das Wort "Dienstvorgesetzten" jeweils durch das 
Wort "Dienstherrn" ersetzt. 

3. Der bisherige Art. 78 wird Art. 77 und wird in Ab­
satz 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Zahl ,,77" durch die Zahl ,,76" 
ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. ob und inwieweit der Beamte für eine 
im öffentlichen Dienst ausgeübte oder 
auf Verlangen, Vorschlag oder Veran­
lassung seines Dienstherrn übernom­
mene Nebentätigkeit eine Vergütung 
erhält oder eine erhaltene Vergütung 
abzuführen hat und diese Vergütung 
geschätzt werden kann, wenn der Be­
amte hierüber keine Auskunft gibt oder 
über seine Angaben keine ausreichen­
de Aufklärung geben kann oder Auf­
zeichnungen nicht vorlegt, die er nach 
beamtenrechtlichen Rechtsvorschrif­
ten zu führen hat,". 

bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. unter welchen Voraussetzungen der 
Beamte bei der Ausübung von Neben­
tätigkeiten Einrichtungen, Personal 
oder Material des Dienstherrn in An-

spruch nehmen darf und welches Ent­
gelt er hierfür zu entrichten hat,". 

cc) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. das Nähere hinsichtlich der Auskunfts­
pflicht nach Art. 73 Abs. 5 Satz 3, Art. 74 
Abs. 3, der Schätzung nach Art. 73 
Abs.5 Satz 4, Art. 74 Abs. 3 sowie der 
Unentgeltlichkeit nach Art. 74 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Satz 2." 

4. Art. 78 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 78 

(1) lEin Ruhestandsbeamter oder früherer Be­
amter mit Versorgungsbezügen, der nach Been- ' 
digung des Beamtenverhältnisses außerhalb des 
öffentlichen Dienstes eine Beschäftigung oder 
Erwerbstätigkeit aufnimmt, die mit seiner 
dienstlichen Tätigkeit in den letzten fünf Jahren 
vor Beendigung des Beamtenverhältnisses im 
Zusammenhang steht und durch die dienstliche 
Interessen beeinträchtigt werden können, hat die 
Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit der letzten 
obersten Dienstbehörde unverzüglich anzuzei­
gen. 2Die Anzeigepflicht endet nach 

1: drei Jahren, wenn der Beamte mit dem Ende 
des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr voll­
endet, oder zu einem späteren Zeitpunkt in den 
Ruhestand getreten ist, 

2. fünf Jahren, spätestens jedoch bei Vollendung 
des 68. Lebensjahres, wenn der Beamte zu 
einem früheren Zeitpunkt in den Ruhestand 
getreten ist. 

(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist 
zu untersagen, wenn zu besorgen ist, daß durch 
sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 

(3) IDie Untersagung wird durch die letzte 
oberste Dienstbehörde ausgesprochen; sie endet 
spätestens mit Ablauf des Zeitraums, für den eine 
Anzeigepflicht nach Absatz 1 besteht. 2Die ober­
ste Dienstbehörde kann ihre Befugnisse durch 
Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden 
übertragen." 

5. In Art. 84 Abs. 2 Nr. 5 wird der Punkt durch das 
Wort "oder" ersetzt und folgende Nummer 6 ange­
fügt: 

,,6. gegen die Anzeigepflicht nach Art. 78 Abs. 1 
verstößt oder einer Untersagung nach Art. 78 
Abs. 3 zuwiderhandelt." 

6. Art. 88 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nummer 2 eingefügt: 

,,2. der Vorschriften des Bundeserziehungs­
geldgesetzes über den Erziehungsurlaub 
auf Beamte,". 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

7. Art. 96 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 96 

IWird ein Beamter oder Versorgungsberechtig­
ter oder einer ihrer Angehörigen körperlich ver­
letzt oder getötet, so geht ein gesetzlicher Scha­
densersatzanspruch, der diesen Personen infolge 
der Körperverletzung oder der Tötung gegen 
einen Dritten zusteht, insoweit auf den Dienst­
herrn über, als dieser während einer auf der Kör-
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perverletzung beruhenden Aufhebung der 
Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverlet­
zung oder der Tötung zur Gewährung von Lei­
stungen (Art. 90 Abs. 1) verpflichtet ist. 21st eine 
Versorgungskasse zur . Gewährung der Versor­
gung verpfl~~htet, so geht der Anspruch auf sie 
über. 3Der Ubergang des Anspruchs kann nicht 
zum Nachteil des Verletzten oder Hinterbliebe­
nen geltend gemacht werden." 

8. In Art. 140 Abs. 1 Nr. 2 werden die Zahlen ,,74,75, 
78" durch die Zahlen ,,73 Abs. 2 bis 7, 74, 77, 78" 
ersetzt. 

9. Es wird folgender Art. 148a eingefügt: 

,,Art. 148a 

Nebentätigkeitsgenehmigungen, die vor dem 
1. Januar 1987 erteilt worden sind, erlöschen mit 
dem Ablauf von sechs Monaten nach Inkraft­
treten dieses Gesetzes; ist eine bisher ausgeübte 
genehmigte Nebentätigkeit nicht mehr genehmi­
gungsfähig, so ist dem Beamten auf Antrag eine 
angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentä­
tigkeit zu bewilligen." 

§2 

Das Gesetz über kommunale Wahlbeamte -
KWBG - (BayRS 2022-1-1), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Dezember 1985 (GVBl S. 814), wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 43 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 73 bis 76 und 78 BayBG sind anzuwenden; 
dabei tritt an die Stelle der obersten Dienstbehör­
de und des Dienstvorgesetzten der Dienstherr." 

2. In Art. 48 Abs. 2 Nr. 3 wird der Punkt durch das 
Wort "oder" ersetzt und folgende Nummer 4 
angefügt: 

,,4. gegen die Anzeigepflicht nach Art. 43 Abs. 2 
Satz 2 dieses Gesetzes (Nebentätigkeit) in 
Verbindung mit Art. 78 Abs. 1 BayBG verstößt 
oder einer Untersagung nach Art. 43 Abs. 2 
Satz 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
Art. 78 Abs. 3 BayBG zuwiderhandelt." 

3. Art. 52 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nummer 2 eingefügt: 

,,2. der Vorschriften des Bundeserziehungs­
geldgesetzes über den Erziehungsurlaub 
auf Beamte auf Zeit,". 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3; das 
Wort "Schwerbeschäd.igtengesetzes" wird 
durch das Wort "Schwerbehindertengesetzes" 
ersetzt. . 

§3 

Art. 8 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der Hochschullehrer sowie des weiteren wissen­
schaftlichen und künstlerischen Personals an den 
Hochschulen - Bayerisches Hochschullehrergesetz 
- BayHSchLG - (BayRS 2030-1-2-K), geändert 
durch Gesetz vom 29. Juli 1986 (GVBl S.198), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 wird ,,(Art. 75 Abs. 1 Nr. 2 
BayBG)" durch ,,(Art. 74 Abs. 1 Nr. 4 BayBG)" 
ersetzt. 

2. In Absatz 1 Satz 2 wird ,,(Art. 75 Abs. 1 Nr. 3 
BayBG)" durch ,,(Art. 74 Abs. 1 Nr. 5 BayBG)" 
ersetzt. 

3. In Absatz 2 wird die Zahl ,,78" durch die Zahl ,,77" 
ersetzt. 

4. Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"In diesen Vorschriften können die in Art. 74 
Abs.1 Nrn.4 und 5 aufgeführten genehmigungs­
freien Nebentätigkeiten näher bestimmt wer­
den." 

§4 

Das Bayerische Besoldungsgesetz - BayBesG -
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1985 (GVBl S. 120, ber. S. 212), wird wie 
folgt geändert: . 

1. a) Art. 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird gestrichen, 

bb) die Nummern 2 und 3 werden Nummern 1 
und 2, 

cc) in Nummer 1 wird das Wort ,,Amtsgehilfe" 
durch das Wort "Oberamtsgehilfe" ersetzt. 

b) Art. 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) 1 Den Beamten der Bayerischen Bereit­
schaftspolizei in Ausbildung (Art. 130 des 
Bayerischen Beamtengesetzes), die auf Grund 
dienstlicher Verpflichtung in Gemeinschafts­
unterkunft wohnen, und den nicht zum 
Stammpersonal gehörenden Beamten der Ein­
satz stufen wird freie Heilfürsorge gewährt. 
2Das gleiche gilt für alle übrigen Beamten der 
Polizei für die Zeit, in der sie im Rahmen eines 
Polizeieinsatzes oder von Übungen verwendet 
werden. 3Die Durchführung der freien Heilfür­
sorge regelt das Staatsministerium des Innern 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung." 

c) Art. 11 Abs. 1 erhältfolgende Fassung: 

,,(1) Für die Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen an Be­
amte, Richter, Ruhestandsbeamte und Richter 
im Ruhestand, deren versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene sowie Dienstanfänger gelten 
die Beihilfevorschriften des Bundes, ausge­
nommen die Vorschriften über einen nicht 
rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch in 
den Fällen des § 218 a Abs. 2 Nr. 3 des Strafge­
setzbuchs." 

d) Art. 21 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 5 wird folgender neuer Satz 6 
eingefügt: 

"Einen Zuschlag von 5,75 DM je Unter­
richtsstunde erhalten auch nebenberuf­
liche Lehrkräfte, die keine entgeltliche 
hauptberufliche Tätigkeit im Umfang von 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit ausüben." 

bb) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7. 

cc) Nach dem bisherigen Satz 6 (künftig 
Satz 7) wird folgender Satz 8 angefügt: 

"Der Zuschlag von 5,75 DM erhöht oder 
vermindert sich jeweils um den Vomhun-
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dertsatz, um den die Mehrarbeitsvergü­
tung für Inhaber von Lehrämtern des hö­
heren Dienstes an Gymnasien und an be­
ruflichen Schulen durch die Verordnung 
des Bundes über die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütung für Beamte künftig 
angehoben oder vermindert wird." 

dd) Der bisherige Satz 7 wird Satz 9. 

2. Die Anlage zum Bayerischen Besoldungsgesetz -
Bayerische Besoldungsordnungen - in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 4. September 
1985 (GVBI S. 620) wird wie folgt geändert: 

a) In Besoldungsgruppe A 9 wird 

aa) beim Amt "Pädagogischer Assistent" das 
. Fußnotenzeichen ,,2)" angefügt, 

bb) folgende Fußnote 2 angefügt: 

,,2) Pädagogische Assistenten an Sonder­
schulen mit abgeschlossener sonder­
pädagogischer Zusatzausbildung im 
Umfang von mindestens 180 Stunden 
erhalten eine Stellenzulage von 50 DM. 
Die Stellenzulage ist ruhegehaltfähig, 
wenn sie der Pädagogische Assistent im 
Zeitpunkt des Eintritts des Versor­
gungsfalles bezogen hat und insgesamt 
mindestens zehn Jahre an einer Son­
derschule tätig war.", 

b) in Besoldungsgruppe A 10 

aa) wird bei der Amtsbezeichnung "Pädagogi­
scher Oberassistent" angefügt ",soweit 
nicht in Besoldungsgruppe All 4)", 

bb) erhalten die fußnoten 2 und 3 folgende 
Fassung: 
,,2) Im staatlichen Bereich werden 16 Stel­

len für die Leiter von Flußmeistereien 
und Gewässeraufsichtsbezirken mit 
herausgehobener Funktion ausge­
bracht. 
Im nichtstaatlichen Bereich kann das 
Amt dem Leiter des Flußmeisterbe­
zirks München-Süd/West/Nord-West 
der Landeshauptstadt München über­
tragen werden. 

3) Im staatlichen Bereich werden 14 Stel­
len für die Leiter von Autobahnmeiste­
reien und 16 Stellen für die Leiter von 
Straßenmeistereien mit herausgeho­
bener Funktion ausgebracht. 

Im nichtstaatlichen Bereich kann das 
Amt 
- den Leitern der Straßenmeistereien 

der Städte Erlangen, Würzburg und 

- den Leitern der Straßenmeistereien 
der Landkreise Amberg-Sulzbach, 
Bamberg, Cham, Kelheim, Landshut, 
Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, 
Neumarkt i. d. OPf., Rottal-Inn, 
Traunstein, sofern sie für den ge­
samten Landkreisbereich zuständig 
sind, 

übertragen werden.", 

cc) wird folgende Fußnote 4 angefügt: 

,,4) Pädagogische Oberassistenten an Son-

der schulen mit abgeschlossener son­
derpädagogischer Zusatzausbildung im 
Umfang von mindestens 180 Stunden 
erhalten eine Stellenzulage von 50 DM. 
Die Stellenzulage ist ruhegehaltfähig, 
wenn sie der Pädagogische Oberassi­
stent im Zeitpunkt des Eintritts des 
Versorgungsfalles bezogen hat und 
insgesamt mindestens zehn Jahre an 
einer Sonderschule tätig war.", 

c) in Besoldungsgruppe All wird an letzter 
Stelle eingefügt: 

"Pädagogischer Oberassistent 

- als Leiter eines Seminars für die Ausbildung 
Pädagogischer Assistenten -", 

d) in Besoldungsgruppe A 12 erhält 

aa) beim Amt "Fachlehrer (ohne Ingenieur­
oder Fachhochschulausbildung) - an einer 
beruflichen Schule -" die dritte Funktions­
beschreibung folgende Fassung: 

"als der ständige Vertreter des Leiters 
einer Fachschule ober Berufsfachschule, 
soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13 -", 

bb) die Fußnote 3 folgende Fassung: 

,,3) In diese Besoldungsgruppe können nur 
Beamte eingestuft werden, die 

- nach Abschluß ihrer Ausbildung an­
einer Fachschule/Fachakademie 
oder nach Ablegung einer Meister­
oder Technikerprüfung die Anstel­
lungsprüfung für das Lehramt des 
gewerblichen Fachlehrers an Be­
rufsschulen abgelegt oder auf sonsti­
ge Weise die Laufbahnbefähigung 
für gewerbliche · Fachlehrer erwor-
ben haben oder . 

- nach Abschluß ihrer Ausbildung an 
einer Fachschule/Fachakademie für 
Hauswirtschaft oder nach Ablegung 
der Meisterprüfung in der Hauswirt­
schaft die Anstellungsprüfung für 
das Lehramt des Fachlehrers für 
Handarbeit und Hauswirtschaft ab­
gelegt haben. 

Einschließlich der zum ständigen Ver­
treter des Leiters einer Fachschule 
oder Berufsfachschule bestellten Fach­
lehrer dürfen jeweils höchstens 25 v. H. 
der Gesamtzahl der planmäßigen Be­
amten in der Laufbahn der gewerbli­
chen Fachlehrer bzw. der Gesamtzahl 
der an beruflichen Schulen tätigen 
planmäßigen Beamten in der Laufbahn 
der Fachlehrer für Handarbeit und 
Hauswirtschaft in die Besoldungsgrup­
pe A 12 eingestuft werden.", 

e) in Besoldungsgrupe A 13 wird 
aa) das Amt "Fachschulrektor - als Leiter 

einer Fachschule oder Berufsfachschule 
mit bis zu 30 Schülern -" gestrichen, 

bb) an gleicher Stelle eingefügt: 
"Fachlehrer 
- an einer beruflichen Schule als der stän­

dige Vertreter eines in die Besoldungs-
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gruppe A 15 oder höher eingestuften 
Leiters einer Fachschule oder Berufs­
fachschule -", 

f) in Besoldungsgruppe A 14 

aa) erhält die Funktionsbeschreibung beim 
Amt des Fachschulrektors folgende Fas­
sung: 
,,- als Leiter einer Fachschule oder Be­

rufsfachschule mit mehr als 30 bis zu 80 
Schülern3) -", 

bb) wird in der Fußnote 3 die Zahl ,,80" durch 
die Zahl ,,30" ersetzt, 

g) in Besoldungsgruppe A 15 wird nach dem Amt 
"Direktor eines Berufsbildungswerkes für Be­
hinderte" eingefügt: 

"Fachschulrektor 
- als Leiter einer Fachschule oder Berufsfach­

schule mit mehr als 80 Schülern -", 

h) in Besoldungsgruppe A 16 wird 

aa) das Amt "Realschulrektor - als Ministeri­
albeauftragter für die Realschulen -" ge­
strichen, 

bb) nach dem Amt "Leitender Oberlandesan­
walt" eingefügt: 

"Leitender Realschulrektor 

- als Ministerialbeauftragter für die Real­
schulen-", 

i) in Besoldungsgruppe B 2 wird 

aa) beim Amt "Direktor des Staatsinstituts für 
Schulpädagogik" angefügt "und Bildungs­
forschung", 

bb) nach dem Amt "Geschäftsführer bei den 
Handwerkskammern für Oberbayern, 
Niederbayern-Oberpfalz" eingefügt: 

"Geschäftsleiter des Krankenhauszweck­
verbandes Ingolstadt", 

cc) in der Fußnote 4 nach den Worten "in jeder 
Stadt" eingefügt: 

",in der berufsmäßige Stadträte bestellt 
sind,", 

k) in Besoldungsgruppe B 3 wird 

aa) das Amt 

"Oberstudiendirektor 
- als Ministerialbeauftragter für die 

Fachoberschulen -
- als Ministerialbeauftragter für die 

Gymnasien -" 
gestrichen, 

bb) nach .dem Amt "Leitender Ministerialrat" 
eingefügt: 

"Leitender Oberstudiendirektor 

- als Ministerialbeauftragter für die 
Fachoberschulen ...: 

- als Ministerialbeauftragter für die 
Gymnasien -", 

I) im Anhang zu den Besoldungsordnungen wird 
in Besoldungsgruppe A 14 kw da s Amt "Direk­
tor eines Rechnungsprüfungsamts" gestri­
chen. 

§4a 

Das Gesetz über die Bezüge der Erzbischöfe, Bi­
schöfe und Mitglieder der Domkapitel sowie über 
die Zuschüsse zum Personalaufwand des Landes­
kirchenrats (BayRS 2220-3-K) wird wie folgt geän­
dert: 

In Art. 2 Satz 1 werden die Worte "Besoldungsgrup­
pe A 1" durch die Worte "Besoldungsgruppe A 2" 
ersetzt. 

§5 

Das Bayerische Gesetz über die Umzugskosten­
vergütung der Beamten und Richter - Bayerisches 
Umzugskostengesetz BayUKG (BayRS 
2032-5-1-F), geändert durch Gesetz vom 21. Juli 
1983 (GVBI S. 508), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 2 werden ,,Adoptivkinder," und 
",Adoptiveltern" gestrichen. 

2. Art. 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Andere Personen im Sinn des Satzes 1 sind 
der Ehegatte sowie die ledigen Kinder und 
Stiefkinder.", 

b) im Satz 3 werden der Wortteil ,,Adoptiv-" und 
das davorstehende Komma gestrichen. 

3. In Art. 9 Abs. 4 werden ,,Adoptivkindern," und 
",Adoptiveltern" gestrichen. 

§6 

1 Beamte, die von der Änderung der Einstufung 
durch § 4 Nr. 2 Buchst. e bis g dieses Gesetzes be­
troffen werden, sind in die neuen Ämter überzulei­
ten. 2Die für die Überleitung erforderlichen Stellen­
hebungen sowie die Hebung von sechs Stellen der 
Besoldungsgruppe A 10 für Pädagogische Oberassi­
stenten nach Besoldungsgruppe A 11 gelten als 
bewilligt. 

§7 

Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, das Bayerische Beamtengesetz neu be­
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

§8 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten jedoch 

1. § 4 Nr. 1 Buchst. c mit Wirkung vom 1. Oktober 
1985, 

2. § 1 Nr. 6, § 2 Nr. 3, § 4 Nr. 1 Buchst. a, § 4a mit Wir­
kungvom 1. Januar 1986, 

3. § 4 Nr. 2 Buchst. hund k mit Wirkung vom 1. Juli 
1986 und 

4. § 4 Nr. 1 Buchst. c, Nr. 2 Buchst. a, b Doppelbuchst. 
aa und cc, Buchst. c, d Doppelbuchst. aa, Buchst. e, 
fund g am 1. September 1986 

in Kraft. 

München, den 3. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß 
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Gesetz 
zur Änderung kommunalwirtschaftlicher Vorschriften 

Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern -
Gemeindeordnung - GO - (BayRS 2020-1-1-1), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 16. Juli 1986 (GVBl 
S. 135), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 21 Abs. 4 wird ,,Absätzen 1 und 2" durch 
,,Absätzen 1 und 3" ersetzt. 

2. In Art. 90 Satz 1 werden nach den Worten "wirt­
schaftliche Unternehmen" die Worte "oder Unter­
nehmen auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
Art. 95 Abs. 4" eingefügt. 

3. Art. 91 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Unternehmen des privaten Rechts". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort "wirtschaftliche" wird gestri­
chen. 

bb) Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,1. bei wirtschaftlichen Unternehmen die 
Voraussetzungen des Art. 89 Abs. 1 und 
2 vorliegen, bei nichtwirtschaftlichen 
Unternehmen der öffentliche Zweck 
das Unternehmen rechtfertigt, 

2. der öffentliche Zweck nicht ebenso gut 
in einer Rechtsform des öffentlichen 
Rechts, insbesondere durch einen Ei­
genbetrieb der Gemeinde, erfüllt wird 
oder erfüllt werden kann oder wenn 
Private an der Erfüllung des öffentli­
chen Zwecks wesentlich beteiligt wer­
den sollen und die Aufgabe hierfür ge­
eignet ist und". 

c) Der bisherige Wortlaut des Absatzes 2 wird 
Satz 1; es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Keiner Genehmigung nach dieser Vorschrift 
bedarf die Beteiligung an einer örtlichen Ka­
beigeseIlschaft nach dem Medienerprobungs­
und -entwicklungsgesetz vom 22. November 
1984 (GVBl S. 445, ber. S. 546) in der jeweiligen 
Fassung." 

4. Art. 94a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird je­
weils das Wort "wirtschaftlichen" gestrichen. 

b) Absatz 1 Nr. 1 erhältfolgende Fassung: 

,,1. dafür Sorge zu tragen, daß der Jahresab­
schluß und der Lagebericht nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vor­
schriften des Handelsgesetzbuchs aufge-

stellt und geprüft werden, sofern nicht wei­
tergehende gesetzliche Vorschriften gelten 
oder andere gesetzliche Vorschriften entge­
genstehen,". 

5. Dem Art. 95 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) IDas Staatsministerium des Innern kann 
durch Rechtsverordnung regeln, daß bestimmte 
nichtwirtschaftliche Unternehmen, für die nach 
Art und Umfang eine von den sonst für sie gelten­
den kommunalwirtschaftlichen Vorschriften ab­
weichende Wirtschaftsführung und Verwaltung 
zweckmäßig ist, ganz oder teilweise nach den für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt 
werden können. 2Hierbei können auch Regelun­
gen getroffen werden, die von einzelnen für Ei­
genbetriebe geltenden Vorschriften abweichen." 

§2 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung für den Freistaat Bayern -
Landkreisordnung -LKrO - (Bay RS 2020-3-1-I), ge­
ändert durch Gesetz vom 16. Juli 1986 (GVBl S. 135), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 78 Satz 1 werden nach den Worten ;,wirt­
schaftliehe Unternehmen" die Worte "oder Unter­
nehmen auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
Art. 82 Abs. 4" eingefügt. 

2. Art. 79 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Unternehmen des privaten Rechts". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort "wirtschaftliche" wird gestri­
chen. 

bb) Nummern 1 und 2 e rhalten folgende Fas­
sung: 

,,1. bei wirtschaftlichen Unternehmen die 
Voraussetzungen des Art. 77 Abs. 1 und 
2 vorliegen, bei nichtwirtschaftlichen 
Unternehmen der öffentliche Zweck 
das Unternehmen rechtfertigt, 

2. der öffentliche Zweck nicht ebenso gut 
. in einer Rechtsform des öffentlichen 

Rechts, insbesondere durch einen 
Eigenbetrieb des Landkreises, erfüllt 
wird oder erfüllt werden kann oder 
wenn Private an der Erfüllung des öf­
fentlichen Zwecks wesentlich beteiligt 
werden sollen und die Aufgabe hierfür 
geeignet'ist und". 

c) Der bisherige Wortlaut des Absatzes 2 wird 
Satz 1; es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Keiner Genehmigung nach dieser Vorschrift 
bedarf die Beteiligung an einer örtlichen Ka­
beige seIlschaft nach dem Medienerprobungs­
und -entwicklungsgesetz vom 22. November 
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1984 (GVBl S. 445, ber. S. 546) in der jeweiligen 
Fassung." 

3. Art. 81a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird je­
weils das Wort "wirtschaftlichen" gestrichen. 

b) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. dafür Sorge zu tragen, daß der J ahresab­
schluß und der Lagebericht nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vor­
schriften des Handelsgesetzbuchs aufge­
stellt und geprüft werden, sofern nicht wei­
tergehende gesetzliche Vorschriften gelten 
oder andere gesetzliche Vorschriften entge­
genstehen,". 

4. Dem Art. 82 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) IDas Staatsministerium des Innern kann 
durch Rechtsverordnung regeln, daß bestimmte 
nichtwirtschaftliche Unternehmen, für die nach 
Art und Umfang eine von den sonst für sie gelten­
den kommunalwirtschaftlichen Vorschriften ab­
weichende Wirtschaftsführung und Verwaltung 
zweckmäßig ist, ganz oder teilweise nach den für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt 
werden können. 2Hierbei können auch Regelun­
gen getroffen werden, die von einzelnen für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften abwei­
chen." 

§3 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksonlnung für den Freistaat Bayern -
Bezlrksonlnung - BezO - (Bay RS 2020-4-2-1), geän­
dert durch Gesetz vom 16. Juli 1986 (GVBI S. 135), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 76 Satz 1 werden nach den Worten "wirt­
schaftliche Unternehmen" die Worte "oder Unter­
nehmen auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
Art. 80 Abs. 4" eingefügt. 

2. Art. 77 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Unternehmen des privaten Rechts". 
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort "wirtschaftliche" wird gestri­
chen. 

bb) Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

"I. bei wirtschaftlichen Unternehmen die 
Voraussetzungen des Art. 75 Abs. 1 und 
2 vorliegen, bei nichtwirtschaftlichen 
Unternehmen der öffentliche Zweck 
das Unternehmen rechtfertigt, 

2. der öffentliche Zweck nicht ebenso gut 
in einer Rechtsform des öffentlichen 
Rechts, insbesondere durch einen 
Eigenbetrieb des Bezirks, erfüllt wird 
oder erfüllt werden kann oder wenn 
Private an der Erfüllung des öffentli­
chen Zwecks wesentlich beteiligt wer­
den sollen und die Aufgabe hierfür ge­
eignet ist und". 

c) Der bisherige Wortlaut des Absatzes 2 wird 
Satz 1; es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Keiner Genehmigung nach dieser Vorschrift 
bedarf die Beteiligung an einer örtlichen Ka­
belgesellschaft nach dem Medienerprobungs­
und -entwicklungsgesetz vom 22. November 
1984 (GVBl S. 445, ber. S. 546) in der jeweiligen 
Fassung." 

3. Art. 79a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird je­
weils das Wort "wirtschaftlichen" gestrichen. 

b) Absatz 1 Nr.1 erhält folgende Fassung: 

,,1. dafür Sorge zutragen, daß der Jahresab­
schluß und der Lagebericht nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vor­
schriften des Handelsgesetzbuchs aufge­
stellt und geprüft werden, sofern nicht wei­
tergehende gesetzliche Vorschriften gelten 
oder andere gesetzliche Vorschriften ent­
gegenstehen," . 

4. Dem Art. 80 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) IDas Staatsministerium des Innern kann 
durch Rechtsverordnung regeln, daß bestimmte 
nichtwirtschaftliche Unternehmen, für die nach 
Art und Umfang eine von den sonst für sie gelten­
den kommunalwirtschaftlichen Vorschriften ab­
weichende Wirtschaftsführung und Verwaltung 
zweckmäßig ist, ganz oder teilweise nach den für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt 
werden können. 2Hierbei können auch Regelun­
gen getroffen werden, die von einzelnen für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften abwei­
chen." 

§4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1986 in Kraft. 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S tr a uß 
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2122-3-1 

2121-1-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des Kammergesetzes 

Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über die Berufsvertretungen und 
über die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärz­
te, Tierärzte und Apotheker - Kammergesetz -
(Bay RS 2122-3-1) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) lDie ärztlichen Kreisverbände sind je­
weils für den Bereich einer Kreisverwaltungs­
behörde zu bilden; sie können für den Bereich 
mehrerer Kreisverwaltungsbehörden des glei­
chen Regierungsbezirks gebildet werden, wenn 
die Mitgliederzahl im Bereich der betroffenen 
Kreisverwaltungsbehörden 2000 nicht über­
steigt. 2Die ärztlichen Kreisverbände umfassen 
diese Bereiche in ihrem jeweiligen Gebietsum­
fang." 

2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort "Ordentliche" 
gestrichen. 

bb) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. ohne ärztlich tätig zu sein, in ' Bayern 
ihre Hauptwohnung im Sinn des Mel­
derechts haben." 

ce) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die 'worte "oder seine 
Ausbildungsstätte liegt" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "dem gewöhn­
lichen Aufenthalt" durch die Worte "sei­
ner Hauptwohnung" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "oder als Me­
dizinalassistent dort ihre Ausbildung ab­
leisten" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "oder Medizi­
nalassistentenausbildung" gestrichen. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aal Die Worte "in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. Oktober 1977 (BGBI I 
S. 1885)" werden gestrichen. 

bb) Die Worte "ihren gewöhnlichen Aufent­
halt" werden durch die Worte "ihre 
Hauptwohnung" ersetzt. 

e) In Absatz 6 werden nach Satz 1 folgende Sät­
ze 2 bis 4 angefügt: 

,,2Außerdem haben die Mitglieder Beginn und 

Beendigung ihrer Berufsausübung unverzüg­
lich den in Satz 1 genannten Stellen anzuzei­
gen. 31m Fall der Aufnahme der Berufsaus­
übung ist 

1. die Anschrift der Niederlassung oder der 
Beschäftigungsstelle anzugeben und 

2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs 
oder zur Führung der Berufsbezeichnung 
nachzuweisen. 

4Anzuzeigen sind auch Änderungen der Nie­
derlassung." 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 2 wird unter Streichung 
der Worte "außerordentlichen und" dem Ab­
satz 1 als Satz 3 angefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) 1 Bei ärztlichen Kreisverbänden von 
mehr als 2000 Mitgliedern nimmt eine Dele­
giertenversammlung, die von den Mitgliedern 
auf die Dauer von vier Jahren gewählt wird, 
deren Aufgaben wahr. 2Es sind bei ärztlichen 
Kreisverbänden mit nicht mehr als 4000 Mit­
gliedern 40 Delegierte zu wählen; wi.rd die 
Mitgliederzahl von 4000 überschritten, so sind 
ebenso wie für jedes weitere angefangene 
Tausend an Mitgliedern jeweils fünf zusätzli­
che Delegierte zu wählen; die Gesamtzahl der 
Delegierten darf 100 nicht überschreiten. 
3Sinkt die Mitgliederzahl ärztlicher Kreisver­
bände wieder unter 2000, kann die Delegier­
tenversammlung beibehalten werden. 4Die 
Delegierten und ihre Ersatzleute müssen 
Mitglieder des jeweiligen ärztlichen Kreis­
verbandes sein. 51n der Wahlordnung, die vom 
jeweiligen ärztlichen Kreisverband zu erlas­
sen ist und de'r Zustimmung der Landesärzte­
kammer sowie der Genehmigung der Regie­
rung bedarf, kann die Dauer der Wahlperiode 
auf bis zu sechs Jahren verlängert werden. 
6 Art. 11 Abs. 5 und Art. 12 finden entspre­
chende Anwendung." 

4. In Art. 6 Satz 2 werden nach dem Wort "Mitglie­
dern" die Worte "bzw. Delegierten" eingefügt. 

5. In Art. 9 Satz 3 wird nach dem Wort ,,finden" ein­
gefügt ,,Art. 59 Abs. 2,". 

6. In Art. 25 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "in Ein­
richtungen der Hochschulen, in zugelassenen 
Krankenhausabteilungen oder in zugelassenen 
Instituten oder vergleichbaren Einrichtungen" 
durch die Worte "in einem Universitätszentrum, 
einer Universitätsklinik oder in einer hierzu von 
der zuständigen Behörde oder Stelle zugelasse­
nen Einrichtung der ärztlichen Versorgung" er­
setzt. 
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7. Dem Art. 27 Abs. 4 wird folgender Satz 4 ange­
fügt: 

"Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für die 
Tätigkeit als Arzt im Praktikum nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 der Bundesärzteordnung, wenn die 
abgeleistete Tätigkeit der Weiterbildung gleich­
wertig ist." 

8. In Art. 38 Abs. 2 werden die Worte "ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt" durch die Worte "ihre 
Hauptwohnung" ersetzt. 

9. In Art. 39 Abs. 2 wird das Wort "drei" durch das 
Wort "vier" ersetzt. 

10. In Art. 40 Abs. 5 Satz 2 wird nach ,,Abs. 4" einge­
fügt "Satz 1". 

11. In Art. 43 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte "ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt" durch die Worte "ihre 
Hauptwohnung" ersetzt. 

12. In Art. 44 Abs. 2 wird das Wort "zwei" vor den 
Worten "aus der Mitte der Delegierten" durch 
das Wort "drei" ersetzt. 

13. In Art. 45 Abs. 6 Satz 2 wird nach ,,Abs. 4" einge­
fügt "Satz 1". 

14. In Art. 46 Abs. 3 wird nach ,,Abs. 6" eingefügt 
"Sätze 1 und 2". 

15. Art. 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) IDie Delegiertenversammlung besteht 
aus 100 Delegierten, die entsprechend dem 
Verhältnis der Zahl der Mitglieder der Lan­
desapothekerkammer in den Gruppen 1 und 2 
(Art. 48 Abs. 1) aus diesen Gruppen zu wählen 
sind. 2Die Delegierten werden in geheimer, 
schriftlicher Wahl für vier Jahre in Wahlbe­
zirken' die den Regierungsbezirken entspre­
chen, ermittelt. 3Die Zahl der zu entsenden­
den Delegierten hat dem Mitgliederverhält­
nis der Gruppen 1 und 2 zueinander zu ent­
sprechen. 4Die Einzelheiten des Verteilungs­
und Wahlverfahrens regelt eine Wahlord­
nung." 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Zahl ,,15" durch die 
Zahl ,,30" ersetzt. 

16. Art. 53 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 53 

(I) Für die Weiterbildung der Apotheker gilt 
der Abschnitt III des Ersten Teils entsprechend, . 
soweit sich aus den folgenden Absätzen nichts 
anderes ergibt. 

(2) Die Landesapothekerkammer bestimmt 
Bezeichnungen nach Art. 21 in den Fachrichtun­
gen 

1. Arzneimittelversorgung, 

2. Arzneimittelentwicklung, -produktion und 
-kontrolle, 

3. Theoretische Pharmazie, 

4. Ökologie und 

in Verbindung dieser Fachrichtungen unter den 
in Art. 22 Abs. 1 genannten entsprechend an­
wendbaren Voraussetzungen. 

(3) q~bietsbezeichnung ist auch die Bezeich­
nung "Offentliches Gesundheitswesen". 

(4) IMehrere Gebietsbezeichnungen dürfen 
nach Maßgabe der Weiterbildungsordnung ne­
beneinander geführt werden. 2Die Landesapo­
thekerkammer kann in der Weiterbildungsord­
nung Ausnahmen von Art. 29 Abs. 1 zulassen, 
wenn anzunehmen ist, daß der Apotheker in sei­
ner auf ein Gebiet beschränkten Tätigkeit keine 
ausreichende wirtschaftliche Lebensgrundlage 
findet. 

(5) IDie WeiterbiJdung kann auch bei einem 
ermächtigten niedergelassenen Apotheker 
durchgefUhrt werden. 2Die Zulassung von Wei­
terbildungsstätten obliegt der Landesapothe­
kerkammer. 3Art. 25 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 findet 
keine Anwendung. 

(6) Die Anerkennung für das Gebiet "Öffent­
liches Gesundheitswesen" wird erteilt, wenn der 
Apotheker die Weiterbildung nach den vom 
Staatsministerium des Innern zu erlassenden 
besonderen Bestimmungen erfolgreich abgelei­
stethat." 

17. Dem Art. 54 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) IDas Staatsministerium des Innern wird 
ermächtigt, der Landesapothekerkammer durch 
Rechtsverordnung den Vollzug des § 4 Abs. 2 des 
Gesetzes über den Ladenschluß sowie der §§ 5 
und 11 der Verordnung über den Betrieb von 
Apotheken zu übertragen. 2In diesem Fall finden 
Art. 8 Abs. 1 und 2 und Art. 109 Abs. 2 der Ge­
meindeordnung entsprechende Anwendung; zu­
ständig ist das Staatsministerium des Innern." 

18. Es wird folgender Art. 92 eingefügt: 

,,Art. 92 
Mit Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 

Mark kann belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig die nach Art. 4 Abs. 6 oder nach Art. 41 
Abs.1, Art. 46 Abs. 1 und 3 oder Art. 54 Abs. 1 je­
weils in Verbindung mit Art. 4 Abs. 6 vorge­
schriebenen Meldungen oder Anzeigen nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht­
zeitig erstattet." 

19. Es wird folgender Art. 93 eingefügt: 

,,Art. 93 
lÄrztliche Kreisverbände, die am 1. Septem­

ber 1986 mehr als 2000 Mitglieder haben, müssen 
spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem nach dem 
1. September 1986 erstmals die ordnungsgemä­
ßen Wahlen der Vorstandsmitglieder der ärztli­
chen Kreisverbände anstehen, eine Delegierten­
versammlung wählen. 2Für diese Wahl findet die 
am 1. September 1986 geltende Wahlordnung 
oder Satzung des ärztlichen Kreisverbandes un­
ter Berücksichtigung des Art. 5 Abs. 2 Anwen­
dung. 3Die Vorstandsmitglieder eines ärztlichen 
Kreisverbandes mit Delegiertenversammlung 
werden von dieser entsprechend der am 1. Sep­
tember 1986 geltenden Wahlordnung oder Sat­
zung gewählt. 4Erreicht ein ärztlicher Kreisver­
band nach dem 1. September 1986 eine Mitglie­
derzahl von mehr als 2000, gelten die Sätze 1 bis 
3 für die danach erstmals anstehenden ord­
nungsgemäßen Wahlen entsprechend. 5Ebenso 
ist eine durch Ansteigen oder Absinken der Mit­
gliederzahl veränd.erte Zahl der Delegierten 
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(Art. 5 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2) bei den danach 
erstmals anstehenden ordnungsgemäßen Wah­
len zu berücksichtigen." 

§2 

Die sich aus § 1 Nr. 15 Buchst. a ergebende Ände­
rung der Anzahl der Delegierten ist für die erstmals 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anstehen­
den Wahle~ maßgeblich: 

§3 

Art. 1 des Gesetzes zur Au~führung des Gesetzes 
über das Apothekenwesen - AGApG - (BayRS 
2121-1-1-1) erhältfolgende Fassung: 

,,Art. 1 

Zuständige Behörden 

Das Staatsministerium des Innern wird ermäch­
tigt, durch Rechtsverordnung die zuständigen Be-

hörden zum Vollzug des Gesetzes über das Apothe­
kenwesen und der Verordnung über den Betrieb 
von Apotheken (Apothekenbetriebsordnung) zu be­
stimmen." 

§4 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1986 in Kraft. 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S tr a uß 

2132-1-1 

Gesetz 
zur Änderung der 

Bayerischen Bauordnung 
Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Die Bayerische Bauordnung - BayBO - (BayRS 
2132-1-1), geändert durch Gesetz vom 16. Juli 1986 
(GVBl S. 135), wird wie folgt geändert: 

Dem Art. 70 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

,,(7) lEntwurfsverfasser, die nach den Absätzen 2, 
3 und 5 sowie nach Absatz 4 Nr. 1 bauvorlagebe­
rechtigt sind, müssen für die von ihnen nach Art. 69 
Abs. 2 eingereichten Bauvorlagen ausreichend be­
rufshaftpflichtversichert sein. 2Das Bestehen des · 
Versicherungsschutzes überwacht die Bayerische 
Architektenkammer. 3Sie ist zuständige Stelle im 
Sinn des § 158c Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über den 

Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (RGBI 
S. 263), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
1967 (BGBI I S. 609). 4Das Staatsministerium des In­
nern setzt durch Rechtsverordnung die Mindest­
versicherungssummen fest'; diese müssen minde­
stens 1 000 000 DM für Personenschäden und 
150000 DM für Sach- und Vermögensschäden be­
tragen. 5Das Staatsministerium des Innern kann 
durch Rechtsverordnung das Verfahren regeln." 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß 
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2162-1-A 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Jugendamtsgesetzes 

Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
ge,nde Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Ju­

gendwohlfahrt, des Gesetzes zum Schutze der Ju­
gend in der Öffentlichkeit und des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften -
Jugendamtsgesetz - JAG - (BayRS 2162-1-A) wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 4 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden Num­
mern 1 bis 3. 

2. Art. 6 Satz 2 wird aufgehoben. 

3. Art. 11 Abs.2 Satz 1 Nr. 7 erhält folgende Fas­
sung: 

,,7. ein Vormundschaftsrichter, ein Familienrich­
ter oder ein Jugendrichter,". 

4. Art. 50 wird wie folgt g~ändert: 

a) In Absatz 1 wird ,,Abs. 1 und 2" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird "des § 6 Abs. 4" gestrichen. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Es entscheidet in Fragen der Freigabe 
und Kennzeichnung von Filmen und Bild-

trägern (§§ 6 und 7 JÖSchG) im Benehmen 
mit dem Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus." 

5. Art. 52 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 52 

Für den Vollzug des § 5 Abs. 3 und des §)O des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Offent­
lichkeit (JÖSchG) sind die Jugendämter zustän­
dig." 

6. Art. 53 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Um darüber zu wachen, daß die Vorschrif- ' 
ten des Gesetzes über die Verbreitung jugendge­
fährdender Schriften beachtet werden, ist die Po­
lizei befugt, die Räume von gewerblichen Betrie­
ben, die bespielte Bildträger verkaufen, vermie­
ten oder durch vergleichbare Gewährung des 
Gebrauchs überlassen oder die in § 4 des Geset­
zes aufgeführt sind, zu betreten und zu besichti­
gen." 

§2 

(1) § 1 Nrn. 1 bis 3 und 6 treten am 1. September 
1986 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten jedoch § 1 
Nrn. 4 und 5 mit Wirkung vom 1. April 1985 in Kraft. 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S tr a u ß 
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2240-1-K 

Gesetz 
über die Ablieferung von Pflichtstücken 

(Pflichtstückegesetz - PflStG) 
Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 

Umfang der Ablieferung 

(1) lVon allen mittels eines Vervielfältigungsver­
fahrens hergestellten und zur Verbreitung be­
stimmten Texten, die in Bayern verlegt werden, 
sind ohne Rücksicht auf die Art des Textträgers und 
des Vervielfältigungsverfahrens unaufgefordert in­
nerhalb von zwei Wochen nach Erscheinen unent­
geltlich und auf eigene Kosten zwei Stücke in han­
delsüblicher Form an die Bayerische Staatsbiblio­
thek München abzuliefern (Pflichtstücke). 2Als 
Texte im Sinn von Satz 1 gelten auch besprochene 
Tonträger, Musiknoten und andere graphische Mu­
sikaufzeichnungen, Landkarten, Ortspläne und At­
lanten sowie bildliehe Darstellungen. 

(2) Wird ein Text einzeln auf Anforderung ve~legt, 
so Eilt als Zeitpunkt seines Erscheinens das allge­
meine Angebot, daß von der Vorlage auf Bestellung 
Einzelstücke hergestellt werden. 

(3) Die Ablieferungspflicht umfaßt sämtliche er­
kennbar zum Hauptwerk gehörenden Beilagen, 
auch wenn diese für sich allein nicht der Abliefe­
rungspflicht unterliegen, sowie zu Zeitschriften, 
Lieferungswerken, Loseblattsammlungen und ähn­
lichen Veröffentlichungen gehörige Einbanddek­
ken, Sammelordner, Titelblätter, Inhaltsverzeich­
nisse, Register und andere Materialien, die der Ver­
vollständigung des Hauptwerkes dienen. 

(4) 1 Erscheinen neben der Norm~lausgabe gl.eic~­
zeitig noch andere Ausgaben, WIe zum BeIspIel 
Dünndruckausgaben, Studienausgaben oder Lu­
xusausgaben, so ist die Normalausgabe abzuliefern. 
2Erscheint neben einer Papierausgabe gleichzeitig 
eine Mikroformausgabe, so ist die Papierausgabe 
abzuliefern. 3Weichen die anderen Ausgaben in­
haltlich von der Normalausgabe ab, so sind auch 
hiervon Pflichtstücke abzuliefern. 4Neuauflagen 
sind abzuliefern, sofern sie in Inhalt, Umfang oder 
Titelfassung einschließlich Jahres- und Verlags­
angabe verändert sind. 

Art. 2 
Ausnahmen von der Ablieferung 

(1) Den Bestimmungen dieses Gesetzes unterlie­
gen nicht 

1. Texte, die von staatlichen Stellen und Behörden 
herausgegeben und nach den Bestimmungen 
über die Abgabe amtlicher Veröffentlicl?-ungen 
abgeliefert werden, 

2. bildliehe Darstellungen auf Einzelblättern ohne 
Text (auch Mappen), 

3. Texte, die in einer geringeren Auflage als zehn 
Exemplare erscheinen, sofern es sich nicht um 
veröffentlichte Hochschul-Prüfungsarbeiten 
oder um Texte handelt, die einzeln auf Anforde­
rung verlegt werden, 

4. Texte, die nur gewerblichen, geschäftlichen oder 
innerbetrieblichen Zwecken, der Verkehrsab­
wicklung oder dem häuslichen oder geselligen 
Leben dienen (Akzidenzdrucksachen), wie zum 
Beispiel Formulare, Preislisten, Werbedrucksa­
chen, Gebrauchsanweisungen, Familienanzeigen; 
ferner Flugblätter und Plakate, 

5. Geschäfts- , Jahres- und Verwaltungsberichte, so­
weit sie nur unter Personen verbreitet werden, 
für die sie nach Gesetz oder Satzung bestimmt 
sind, 

6. Film- und Videoproduktionen, 

7. Offenlegungs-, Auslege- und Patentschriften. 

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann weitere Gattungen von Texten von der 
Ablieferungspflicht ausnehmen, wenn an deren 
Sammlung und bibliographischer Aufzeichnung 
kein öffentliches Interesse besteht. 

Art. 3 

Ablieferungspflichtige 

(1) Ablieferungspflichtig ist ohne R~cksicht auf 
die tatsächliche Verlegerschaft oder NIederlassung 
diejenige natürliche oder juristische Person, deren 
Name oder Firma in dem Werk mit Nennung eines 
bayerischen Ortes unter Umständen a~gegeben ist, 
die auf ihre Verlegereigenschaft schheßen lassen; 
dies gilt auch, wenn ein bayerischer Ort nur in Ver­
bindung mit einem oder mehreren anderen Orten 
als Verlagsort genannt wird. 

(2) lVerleger ist auch der Selbstverleger sowie der 
Kommissions- und Lizenzverleger, der Herausge­
ber oder Verantwortliche im Sinn des Gesetzes über 
die Presse. 2Hat ein nach Art. 1 abzuliefernder Text 
keinen Verleger, so trifft die Verpflichtung diejeni;­
ge natürliche oder juristische Person, in deren Auf­
trag der Text vervielfältigt wird. 

Art. 4 

Entschädigung 

(1) Dem Ablieferungspflichtigen wird auf Antrag 
eine angemessene Entschädigung gewährt, wenn 
ihn die unentgeltliche Ablieferung wegen der hohen 
Herstellungskosten und der kleinen Auflage des 
Werks unzumutbar belastet. 

(2) 1 Der Antrag ist spätestens mit Ablieferung des 
Werks bei der Bayerischen Staatsbibliothek zu stel­
len. 2Der Antrag ist zu begründen; insbesondere 
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sind dabei Angaben über Herstellungskosten, Auf­
lagenhöhe und Ladenpreis, gegebenenfalls Sub­
skriptions-, Vorzugs- oder Abonnementspreis, zu 
machen. 

Art. 5 

Schlußbestimmungen, Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten das Gesetz zum Schutze 
der Urheberrechte an literarischen Erzeugnissen 

und Werken der Kunst (BayRS 2240-1-K) und die 
Bekanntmachung über die Einlieferung von Ver­
lagspflichtstücken vom 29. Januar 1927 (BayBSVK 
S. 145) außer Kraft. 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Franz Josef S t rau ß 

235-1-1 

Gesetz 
über Zuständigkeiten im Kleingartenrecht und 

über die Aufhebung von Zuständigkeiten 
im Siedlungs- und Wohnungsrecht 

(KleingZustG) 
Vom 6. August 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 

Im Vollzug des Bundeskleingartengesetzes vom 
28. Februar 1983 (BGEl I S. 210) ist zuständig 

1. die Kreisverwaltungsbehörde für die folgenden 
Aufgaben: 

a) die Anerkennung einer Kleingärtnerorganisa­
tion als gemeinnützig nach § 4 Abs. 2 mit § 2, 

b) die regelmäßige Prüfung der Geschäftsfüh­
rung einer als gemeinnützig anerkannten 
Kleingärtnerorganisation nach § 2, 

c) die Anordnung, die Verwaltung einer Klein­
gartenanlage gemäß § 4 Abs. 3 einer Kleingärt­
nerorganisation zu übertragen; 

hat die Kleingärtnerorganisation jedoch ihren 
Sitz im Gebiet einer kreisfreien Gemeinde, so ist 
die Regierung zuständig; 

2. das Staatsministerium des Innern für die folgen­
deAufgabe: 

die Genehmigung von Regelungen über die Be­
wertung von Anpflanzungen und Anlagen nach 
§ 11 Abs.1 Satz 2. 

Art. 2 

(1) IDieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1983 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Art. 1 

Nr. 1 erster Satzteil jedoch erst am 1. September 
1986 in Kraft. 

(2) Es treten außer Kraft 

1. am 1. September 1986: 

a) das Gesetz über die Zuständigkeit zur Ausfüh­
rung des Gesetzes über Investitionszuschüsse 
für Mietwohnungen, Genossenschaftswoh­
nungen und Wohnheime im sozialen Woh­
nungsbau (BayRS 2330-8-1), 

b) die Verordnung über die Zuständigkeit zur 
Ausführung des Gesetzes über Investitionszu­
schüsse für Mietwohnungen, Genossen­
schaftswohnungen und Wohnheime im sozia­
len Wohnungsbau (BayRS 2330-9-1); 

2. mit Wirkung vom 1. April 1983: 

a) die Verordnung über Zuständigkeiten im 
Kleingartenrechtvom 7. November 1975 (GVBI 
S. 356, BayRS 235-1-1), 

b) die Bekanntmachung der Ministerien für So­
ziale Fürsorge und für Landwirtschaft vom 
13. April 1920 (BayBSVI I S. 42). 

München, den 6. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t r a uß 
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2210-8-1-K 

Bekanntmachung 
des Staatsvertrags . 

über die Vergabe von Studienplätzen 

Vom 21. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be­
schluß vom 1. Juli 1986 dem am 14. Juni 1985 in Bre­
men unterzeichneten Staatsvertrag über die Verga­
be von Studienplätzen zugestimmt. Der Staatsver­
trag wird nachstehend bekanntgemacht. 

Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Art. 21. 
Abs. 1 in Kraft tritt, wird im Bayerischen Gesetz­
und Verordnungsblatt bekanntgegeben werden. 

München, den 21. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 
FranzJosef Strauß 

Staatsvertrag 
über die Vergabe von Studienplätzen 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland und 

das La~d Schleswig-Holstein 

(im folgenden: die Länder) 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 

Aufgaben der Zentral stelle 

(1) Die von den Ländern auf Grund des Staatsver­
trags über die Vergabe von Studienplätzen vom 
20. Oktober 1972 als rechtsfähige Anstalt des öffent­
lichen Rechts errichtete Zentralstelle für die Verga­
be von Studienplätzen (Zentralstelle) mit dem Sitz 
in Dortmund hat die Aufgabe, 

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an 
staatlichen Hochschulen in Verteilungsverfahren 

oder Auswahlverfahren zu vergeben (Verfahren 
der Zentralstelle), 

2. das Feststellungsverfahren (Artikel 14) durchzu­
führen, mit Ausnahme der Entwicklung des Tests 
sowie der Organisation der Testabnahme an den 
Testorten, 

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von 
Zulassungszahlen zu sorgen. 

(2) Die Zentralstelle kann ferner auf Antrag ein­
zelner oder mehrerer Länder und gegen Erstattung 
der entstehenden Kosten für Hochschulen dieser 
Länder besondere zentrale, auch gemeinsame Ver­
teilungsverfahren oder Auswahlverfahren durch­
führen. 

Artikel 2 

Rechtsstellung der Zentral stelle 

(1) ISoweit in diesem Staatsvertrag oder in den 
Rechtsverordnungen nach Artikel 16 nichts ande­
res bestimmt ist, gilt das Recht des Sitzlandes. 2Die 
Zentralstelle gilt für die Anwendung des Rechts des 
Sitzlandes zugleich als dessen Einrichtung. 

(2) Die in der Zentralstelle tätigen Beamten, An­
gestellten und Arbeiter sind Bedienstete des Sitz­
landes. 

(3) Der für das Hochschulwesen zuständige Mini­
ster des Sitz landes führt die Rechtsaufsicht und un­
beschadet der Entscheidungen des Verwaltungs­
ausschusses die Fachaufsicht über die Zentral­
stelle. 
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Artikel 3 
Organe der Zentralstelle 

Organe der Zentralstelle sind 

1. der Verwaltungsausschuß, 

2. der Beirat, 

3. der Leiter. 

Artikel 4 

Der Verwaltungsausschuß 

(1) IDem Verwaltungsausschuß gehören als Mit­
glieder je ein Vertreter der für das Hochschulwesen 
zuständigen Landesministerien an. 2ZU den Sitzun­
gen des Verwaltungsausschusses kann der Bund 
zwei Vertreter mit beratender Stimme entsenden. 
3Der Verwaltungsausschuß kann weitere Teilneh­
mer hinzuziehen. 

(2) Der Verwaltungs ausschuß beschließt über 
1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassen­

den Rechtsverordnungen (Artikel 16), 

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das 
Verfahren der Zentralstelle (Artikel 8 Abs. 1), 

3. die Verfahrensart (Artikel 8 Abs. 2 und 3), 

4. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 8 
Abs.4), 

5. den als Feststellungsverfahren einzusetzenden 
Test sowie über die mit der Durchführung und 
Bewertung des Tests zusammenhängenden Fra­
gen, 

6. Anträge nach Artikel lAbs. 2, 

7. den Haushaltsvorentwurf und die Feststellung 
der Jahresrechnung (Artikel 17), 

8. die Zustimmung zur Besetzung von Stellen von 
leitenden Bediensteten, 

9. die gemeinsame Geschäftsordnung für sich und 
den Beirat sowie über die Geschäftsordnung und 
die Richtlinien für die Arbeit der Zentralstelle 
einschließlich der Information von Studienbera­
tungsstellen und Studienbewerbern, 

10. die statistische Auswertung der bei der Zentral­
stelle anfallenden Daten und deren Veröffentli­
chung. 

(3) IDer Verwaltungsausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mindes'tens die Hälfte der Mitglieder anwe­
send ist. 2Ein Land kann den" Vertreter eines ande­
ren Landes zur Ausübung seines Stimmrechts er­
mächtigen. 

(4) IDer Verwaltungsausschuß faßt seine Be­
schlüsse mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. 21n den Fällen des Absat­
zes 2 Nrn. 1 bis 3 und 5 ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der Stimmen der Mitglieder erforderlich. 
31m Fall des Absatzes 2 Nr. 4, genügt die Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder. 

Artikel 5 

Der Beirat 

(1) IDem Beirat gehört je Land ein von den staat­
lichen Hochschulen des Landes nach Landesrecht 
bestimmter Vertreter an. 2Die Mitglieder des Ver-

waltungsausschusses können an den Sitzungen des 
Beirats teilnehmen. 3Sie sind auf Verlangen jeder­
zeit zu hören. 

(2) IDer Beirat kann Empfehlungen zu den in Ar­
tikel4 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 und 10 genannten Angele­
genheiten geben. 2Er ist vor einem Beschluß des 
Verwaltungsausschusses nach Artikel4 Abs.2 
Nrn. 1 bis 4 zu hören. 

Artikel 6 

Der Leiter 

(1) Der Leiter wird durch den für das Hochschul­
wesen zuständigen Minister des Sitzlandes im Ein­
vernehmen mit dem Verwaltungsausschuß bestellt. 

(2) IDer Leiter vertritt die Zentralstelle gericht­
lich und außergerichtlich. 2Er führt die Geschäfte 
der Zentralstelle. 

Artikel 7 

Kapazitätsermittlung und Festsetzung 
von Zulassungszahlen 

(1) 1 Für die Vergabe von Studienplätzen durch die 
Zentralstelle sind Zulassungszahlen nach Arti­
kel16 Abs.1 Nr.14 und nach Maßgabe des Landes­
rechts festzusetzen. 2Zulassungszahl ist die Zahl 
der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzu­
nehmenden Bewerber in einem Studiengang. 3Sie 
wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahme­
kapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen 
nur für einen bestimmten Zeitraum, höchstens für 
die Dauer eines Jahres, festgesetzt werden. 

(2) IDie Zulassungszahlen sind so festzusetzen, 
daß unter Berücksichtigung der personellen, räum­
lichen, sächlichen und fachspezifischen Gegeben­
heiten eine erschöpfende Nutzung der AusQil­
dungskapazität erreicht wird; die Qualität in For­
schung und Lehre, die geordnete Wahrnehmung 
der Aufgaben der Hochschule insbesondere in For­
schung, Lehre und Studium sowie in der Kranken­
versorgung sind zu gewährleisten. 2Zulassungszah­
len können abweichend von Satz 1 festgesetzt wer­
den bei der Erprobung neuer Studiengänge und 
-methoden und beim Aus- oder Aufbau der Hoch­
schulen. 

(3) IDie jährliche Aufnahmekapazität wirq auf 
der Grundlage des Lehrangebots, des Ausbildungs­
aufwands und weiterer kapazitätsbestimmender 
Kriterien ermittelt. 2Dem Lehrangebot liegen die 
Stellen für das hauptamtlich tätige wissenschaftli­
che Personal, soweit ihm Lehraufgaben übertragen 
sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen 
Lehrverpflichtungen zugrunde unter Berücksichti­
gung festgelegter Reduzierungen insbesondere im 
medizinischen Bereich für Krankenversorgung und 
diagnostische Leistungen. 3Der Ausbildungsauf­
wand ist durch studiengangspezifische Normwerte 
festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die 
ordnungsgemäße Ausbildung eines Studenten in 
dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. 4Bei 
der Festsetzung von Normwerten sind ausbildungs­
rechtliche Vorschriften sowie der Ausbildungsauf­
wand in gleichartigen und vergleichbaren Studien­
gängen zu beachten. 5Die Normwerte haben eine 
gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der 
Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen 
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sind die Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre 
und Studium frei. 6Die Normwerte werden durch 
Rechtsverordnung festgesetzt. 1Weitere kapazitäts­
bestimmende Kriterien sind insbesondere die 
räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätz­
liche Belastungen auf Grund der bisherigen Ent­
wicklung der Zahl der Studienanfänger und Stu­
denten, die Ausstattung mit nichtwissenschaftli­
chen Mitarbeitern, das Verbleibeverhalten der Stu­
denten (Schwund) und die besonderen Gegebenhei­
ten in den medizinischen Studiengängen, insbeson­
dere eine ausreichende Zahl von für die Lehre 
geeigneten Patienten. 

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungs zahlen 
legt die Hochschule der zuständigen Landesbehör­
de einen Bericht mit ihren Kapazitätsberechnun­
gen vor. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn 
für einen nicht in das Verfahren der Zentralstelle 
einbezogenen Studiengang eine Zulassungszahl 
festgesetzt wird. 

(6) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität 
gemäß Absatz 3 bleiben ausschließlich kapazitäts­
ausgleichende Maßnahmen nach Artikel 10 Abs. 4 
und Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Bela­
stungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der 
Zahl der Studienanfänger und Studenten unbe­
rücksichtigt; sie sind gesondert auszuweisen. 

Artikel 8 

Einbeziehung von Studiengängen 

(1) 1 In das Verfahren der Zentralstelle ist ein Stu­
diengang zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzu­
beziehen, wenn für ihn für alle staatlichen Hoch­
schulen Zulassungszahlen festgesetzt sind und zu 
erwarten ist, daß die Zahl der Bewerber die Ge­
samtzahl der zur Verfügung stehenden Studien­
plätze übersteigt, soweit nicht wegen der Art der 
Zugangsvoraussetzungen oder der Auswahlmaß­
stäbe den Hochschulen die Entscheidung vorbehal­
ten wird. 2In das Verfahren der Zentralstelle soll ein 
Studiengang einbezogen werden, wenn nur für die 
Mehrzahl der staatlichen Hochschulen Zulassungs-: 
zahlen festgesetzt sind und zu erwarten ist, daß die 
Zahl der Bewerber die Gesamtzahl der zur Verfü­
gung stehenden Studienplätze mindestens erreicht. 
3Das gleiche gilt, wenn aus anderen Gründen eine 
zentrale Vergabe der Studienplätze sinnvoll ist. 

(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in 
das Verfahren der Zentralstelle ist insbesondere 
festzulegen, . 

1. ob für den Studiengang 

a) ein Verteilungsverfahren (Artikel 9 Abs.1), 

b) ein allgemeines Auswahlverfahren (Artikel 9 
Abs.2) oder 

c) ein besonderes Auswahlverfahren (Artikel 9 
Abs.3) 

durchzuführen ist, 

2. für welche Bewerber die Einbeziehung gilt, 
3. für welche Fälle den Hochschulen die Entschei­

dung vorbehalten bleibt. 

(3) 1 In den einbezogenen Studiengängen findet 
ein allgemeines Auswahlverfahren statt, sofern 

nicht eine andere Verfahrensart nach Absatz 2 Nr. 1 
festgelegt wird. 2Die Verfahrensart ist für jedes 
Vergabeverfahren zu überprüfen. 3Die Festlegung 
eines Verteilungsverfahrens ist auf höchstens 
zwei aufeinanderfolgende Vergabeverfahren be­
schränkt. 

(4) IDie Einbeziehung eines Studiengangs in das 
Verfahren der Zentralstelle kann befristet werden. 
2Die Einbeziehung ist aufzuheben, wenn die Vor­
aussetzungen dafür entfallen sind oder ein Bedürf­
nis für eine · zentrale Vergabe der Studienplätze 
nicht mehr besteht. 

Artikel 9 

Verfahrensarten 

(1) In Studiengängen, in welchen in den beiden 
vorangegangenen Semestern alle Bewerber auf 
Grund ihres Hauptantrags (Artikel 15 Abs. 3 Satz 1) 
zugelassen werden konnten und die Zahl der einge­
schriebenen Bewerber die Gesamtzahl der zur Ver­
fügung stehenden Studienplätze nicht oder nicht 
wesentlich überschritten hat, soll ein Verteilungs­
verfahren festgelegt werden, es sei denn, daß auf 
Grund tatsächlicher Anhaltspunkte zu erwarten ist, 
daß die Zahl der Einschreibungen die Zahl der zur 
Verfügung stehenden Studienplätze wesentlich 
übersteigen wird. 

(2) In Studiengängen, in welchen im Hinblick auf 
die Einschreibergebnisse vorangegangener Seme­
ster zu erwarten ist, daß die Einschreibung von Be­
werbern die Gesamtzahl der zur Verfügung stehen­
den Studienplätze so wesentlich übersteigen wird, 
daß ein Verteilungsverfahren nicht angeordnet 
werden kann, wird ein allgemeines Auswahlverfah­
ren durchgeführt. 

(3) IIn Studiengängen, in welchen sich unvertret­
bar hohe Anforderungen an den Grad der Qualifi­
kation ergeben, soll an die Stelle des allgemeinen 
Auswahlverfahrens ein besonderes Auswahlver­
fahren treten. 2Das besondere Auswahlverfahren 
soll in der Regel nur in quantitativ bedeutsamen 
Studiengängen durchgeführt werden. 3Es ist aufzu­
heben, wenn zu erwarten ist, daß die in Satz 1 ge­
nannten Voraussetzungen entfallen. 

Artikel 10 

Verteilungsverfahren 
(1) 1 Im Verteilungsverfahren erhält jeder Bewer­

ber, der den Studiengang im Hauptantrag genannt 
hat, einen Studienplatz. 2Übersteigt die Zahl der zu 
berücksichtigenden Bewerber die Gesamtzahl der 
Studienplätze, legen die Länder fest, wie die Bewer­
ber zu verteilen sind. 3Kommt eine solche Regelung 
nicht oder nicht rechtzeitig zustande, werden die 
Bewerber entsprechend dem Anteil der Zahl der 
Studienplätze der jeweiligen Hochschule an der 
Gesamtzahl der Studienplätze aller Hochschulen 
auf die Studienorte verteilt. 4Dabei soll das örtliche 
Einschreibverhalten der Bewerber berücksichtigt 
werden. 

(2) IDie Bewerber werden entsprechend ihren 
Studienortwünschen auf die Hochschulen verteilt. 
2Reicht die Aufnahmekapazität einer Hochschule 
nicht für alle Bewerber aus, die die Hochschule mit 
erstem Studienortwunsch genannt haben, werden 
die Bewerber an dieser Hochschule vor allem nach 
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den für die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbe­
sondere familiären und wirtschaftlichen Gründen 
zugelassen. 3Die verbleibenden Bewerber erhalten 
einen Studienplatz an einer nachrangig genannten 
Hochschule, soweit dort nach Berücksichtigung der 
Bewerber mit erstem Studienortwunsch noch Stu­
dienplätze frei sind; Satz 2 gilt entsprechend. 41st 
danach die Zulassung eines Bewerbers an keiner 
von ihm genannten Hochschule möglich, kann ihm 
die Zentralstelle einen Studienplatz an einer ande­
ren Hochschule anbieten. 

(3) Bewerber, die einen Studiengang des Vertei­
lungsverfahrens im Hilfsantrag genannt haben, er­
halten in einem Nachrückverfahren im Rahmen 
der Zulassungszahlen einen Studienplatz nach den 
Grundsätzen des Artikels 13. 

(4) Soweit als Folge eines Verteilungsverfahrens 
bei einzelnen Hochschulen ein Kapazitätsausgleich 
erforderlich wird, verpflichten sich die Länder, die 
hierfür erforderlichen kapazitätserweiternden oder 
sonstigen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 11 

Auswahlverfahren 

(1) IIn einem Auswahlverfahren werden die Be­
werber nach den Artikeln 12 bis 14 und Absatz 3 
ausgewählt. 2Die so ausgewählten Bewerber erhal­
ten einen Studienplatz nach den Grundsätzen des 
Artikels 10 Abs. 2 Sätze 1 bis 3. 3Kann ein Bewerber 
danach nicht zugelassen werden, tritt an seine Stel­
le der rangnächste Bewerber der jeweiligen Grup­
pe, der sich für eine Hochschule mit noch freien 
Studienplätzen beworben hat. 

(2) lAus der Erfüllung von Dienstpflichten nach 
Artikel12a des Grundgesetzes oder der Übernahme 
solcher Dienstpflichten und entsprechender 
Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer von drei 
Jahren, aus dem Dienst als Entwicklungshelfer 
nach dem Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 
1969 (Bundesgesetzblatt I S. 549), in der jeweils gel­
tenden Fassung, und aus der Ableistung eines frei­
willigen sozialen Jahres nach dem Gesetz zur För­
derung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 
17. August 1964 (Bundesgesetzblatt I S. 640), in der 
jeweils geltenden Fassung, darf dem Bewerber kein 
Nachteil entstehen. 2Dies gilt insbesondere bei der 
Bewertung einer Berufstätigkeit, einer Berufsaus­
bildung und eines berufsqualifizierenden Abschlus­
ses nach Artikel 13 Abs. 1 Nr. 2. 

(3) Studienplätze nach Artikel 15 Abs. 4, bei denen 
die Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs 
beschränkt ist, weil das Weiterstudium im Gel­
tungsbereich dieses Staatsvertrags nicht gewähr­
leistet ist, können auch durch Los vergeben werden. 

Artikel 12 

Vorabquoten 

(1) In einem Auswahlverfahren sollen bis zu zwei 
Zehnteln der zur Verfügung stehenden Studien­
plätze vorbehalten werden für 

1. Bewerber, für die die Ablehnung des Zulassungs­
antrags eine außergewöhnliche Härte bedeuten 
würde, 

2. Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 
Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in 

Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs aus­
zuüben, 

3. ausländische und staatenlose Bewerber, 

4. Bewerber, die in einem noch nicht abgeschlosse­
nen Studiengang die Qualifikation für das ge­
wählte Studium erworben haben, 

5. Bewerber, die bereits ein Studium in einem ande­
ren Studiengang abgeschlossen haben (Zweitstu­
dienbewerber). 

(2) IDie Quoten nach Absatz 1 können für die Stu­
dienplätze je Studienort oder für die Gesamtzahl al­
ler Studienplätze gebildet werden. 2Daneben kann 
bestimmt werden, daß der Anteil der Studienplätze 
für die Bewerber nach Absatz 1 Nrn. 4 und 5 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe 
nicht größer sein darf als der Anteil dieser Bewer­
ber je Bewerbergruppe an der Gesamtzahl aller Be-

. werber. 3Ein Teil der Studienplätze der Quote nach 
Absatz 1 Nr. 3 kann Bewerbern vorbehalten werden, 
die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung 
besitzen. 4Nicht in Anspruch genommene Studien­
plätze werden nach den Artikeln 13 oder 14 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 vergeben. 

(3) 1 Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn 
besondere, vor allem soziale und familiäre Gründe 
in der Person des Bewerbers die sofortige Aufnah­
me des Studiums zwingend erfordern. 2Bewerber, 
die geltend machen, daß sie aus von ihnen nicht zu 
vertretenden Umständen gehindert waren, einen 
für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach den 
Artikeln 13 oder 14 besseren Wert zu erreichen, 
werden mit dem von ihnen nachgewiesenen Wert 
am Vergabeverfahren beteiligt. 

(4) lAusländische und staatenlose Bewerber wer­
den in erster Linie nach dem Grad der Qualifikation 
ausgewählt. 2Besondere Umstände, die für ein Stu­
dium des Bewerbers im Geltungsbereich dieses 
Staatsvertrags sprechen, können berücksichtigt 
werden. 3Als ein solcher Umstand ist insbesondere 
anzusehen, wenn der Bewerber 

1. Absolvent einer deutschen Auslandsschule ist 
oder seine Hochschulzugangsberechtigung im 
Geltungsbereich des Staatsvertrags erworben 
hat, 

2. von einer deutschen Einrichtung zur Förderung 
begabter Studenten für ein Studium ein Stipen­
dium erhält, 

3. auf Grund besonderer Vorschriften mit der Ein­
weisung in ein Studienkolleg oder eine vergleich­
bare Einrichtung für die Zuteilung eines Studien­
platzes in dem im Zulassungsantrag genannten 
Studiengang vorgemerkt ist, 

4. im Geltungsbereich des Staatsvertrags Asylrecht 
genießt, 

5. aus einem Entwicklungsland oder einem Land 
kommt, in dem es keine Ausbildungsstätten für 
den betreffenden Studiengang gibt, 

6. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland 
angehört. 

4Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 51m Fall 
des Absatzes 2 Satz 3 kann vorgesehen werden, daß 
diese Studienplätze nach für deutsche Bewerber 
geltenden Regelungen vergeben werde~. 
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(5) Bewerber nach Absatz 1 Nr. 4 werden nach 
dem Grad der Qualifikation ausgewählt. 

(6) Bewerber nach Absatz 1 Nr. 5 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und 
nach den für die Bewerbung für ein weiteres Stu­
dium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 

(7) 11m Verfahren nach Artikel 14 kann vorgese­
hen werden, daß Bewerber nach Absatz 1 Nr. 4 und 
Bewerber nach Absatz 2 Satz 3 am Feststellungs­
verfahren teilnehmen. 21n diesem Fall ist auch das 
Ergebnis des Feststellungsverfahrens bei der Aus­
wahl zu berücksichtigen. 

(8) Bewerber nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 5 können 
nicht im Verfahren nach den Artikeln 13 oder 14 zu­
gelassen werden. 

Artikel 13 

Allgemeines Auswahlverfahren 

(1) Im allgemeinen Auswahlverfahren werden die 
nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 12 ver­
bleibenden Studienplätze nach. folgenden Grund­
sätzen vergeben: 

1. überwiegend nach dem Grad der Qualifikation 
für das gewählte Studium. Die in der Hochschul­
zugangsberechtigung aNsgewiesenen Leistun­
gen, die über die Eignung für den jeweiligen Stu­
diengang besonderen Aufschluß geben können, 
sollen gewichtet werden. Qualifikationsgrade, die 
nur geringfügig voneinander abweichen, können 
als ranggleich behandelt werden. Die Länder tra­
gen dafür Sorge, daß die Nachweise innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder un­
tereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforde­
rungen und Bewertungen vergleichbar sind. So­
lange die Vergleichbarkeit im Verhältnis der 
Länder untereinander nicht gewährleistet ist, 
werden für die Auswahl der Studienbewerber 
Landesquoten gebildet. Die Quote eines Landes 
bemißt sich zu einem Drittel nach seinem Anteil 
an der Gesamtzahl der Bewerber für den betref-

. fenden Studiengang (Bewerber anteil) und zu 
zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamt­
zahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjäh­
rigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg werden die sich danach 
ergebenden Quoten um 30 v. H. erhöht. Bei der 
Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die sich für den betref­
fenden Studiengang mit ihrem Hauptantrag be­
worben haben und eine Hochschulzugangsbe­
rechtigung besitzen, die von allen Ländern ge­
genseitig anerkannt ist; 

2. im übrigen nach der Dauer der Zeit seit dem Er­
werb der Qualifikation für den gewählten Stu­
diengang (Wartezeit). Für einen Teil der hiernach 
zu vergebenden Studienplätze kann neben der 
Wartezeit auch der Grad der Qualifikation be­
rücksichtigt werden; in diesem Fall gilt Num­
mer 1 Sätze 5 bis 7 entsprechend. Bei der Vergabe 
nach Sätzen 1 und 2 können eine Berufstätigkeit 
oder Berufsausbildung nach dem Erwerb der 
Qualifikation in ihrer Art und Dauer berücksich­
tigt und ein vor oder na.ch dem Erwerb der Quali­
fikation außerhalb der Hochschule erlangter be­
rufsqualifizierender Abschluß besonders bewer­
tet werden. Den Zeiten einer Berufstätigkeit oder 

Berufsausbildung stehen solche Zeiten gleich, in 
denen ein Bewerber wegen der Erfüllung von Un­
terhaltspflichten, wegen Krankheit oder aus son­
stigen von ihm nicht zu vertretenden Gründen 
keine Berufstätigkeit oder Berufsausbildung auf­
nehmen konnte. Die Berücksichtigung einer Be­
rufstätigkeit oder Berufsausbildung sowie die be­
sondere Bewertung berufsqualifizierender Ab­
schlüsse besteht in einer Vergünstigung des Be­
werbers bei der Wartezeit. Zeiten eines Studiums 
an einer Hochschule im Geltungsbereich dieses 
Staatsvertrags ab Sommersemester 1976 werden 
auf die Wartezeit nicht angerechnet; dies gilt 
nicht für Zeiten eines Studiums in einem Stu­
diengang, in dem das Studium bis zum Winterse­
mester 1974/75 aufgenommen wurde. Eine über 
acht Jahre hinausgehende Dauer der Wartezeit 
bleibt unberücksichtigt. 

(2) Für die Entscheidung in den Fällen von Rang­
gleichheit der Bewerber kann eine Verbindung der 
Maßstäbe nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 vorgesehen 
werden. 

(3) 1 Haben Bewerber nach Anwendung der Ab­
sätze 1 und 2 den gleichen Rang, werden unter 
ihnen diejenigen vorrangig ausgewählt, die dem 
Personenkreis nach Artikel 11 Abs. 2 angehören. 
2Haben danach Bewerber noch den gleichen Rang, 
kann eine Entscheidung durch das Los vorgesehen 
werden. 

Artikel 14 

Besonderes Auswahlverfahren 

(1) 1 Im besonderen Auswahlverfahren werden die 
nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 12 ver­
bleibenden Studienplätze nach folgenden Grund­
sätzen vergeben: 

1. überwiegend nach den Leistungen, die sich aus 
dem Nachweis über die Hochschulzugangsbe­
rechtigung ergeben, und nach dem Ergebnis 
eines Feststellungsverfahrens. Dabei sollen die in 
der Hochschulzugangsberechtigung nachgewie­
senen Leistungen in der Regel mindestens 
gleichwedig berücksichtigt werden. Artikel 13 
Abs. 1 Nr. 1 Sätze 5 bis 7 gilt entsprechend. Bis zu 
10 v. H. der Gesamtzahl der Studienplätze können 
den Bewerbern vorbehalten werden, die nach 
dem Ergebnis des Feststellungsverfahrens die 
besten Leistungen erbringen; 

2. im übrigen 

a) überwiegend nach der Zahl der Semester, für 
die sich der Bewerber im jeweiligen Studien­
gang beworben hat (Bewerbungssemester), 

b) nach dem Ergebnis eines Auswahlgesprächs. 
Bewerber, die nach Nummer 1 oder Nummer 2 
Buchst. a ausgewählt wurden, sowie Bewerber 
nach Artikel 12 Abs. 1 Nrn. 2 bis 5 nehmen am 
Auswahlgespräch nicht teil. 

2Bei der Vergabe von Studienplätzen werden nur 
Bewerber berücksichtigt, die am Feststellungsver­
fahren teilgenommen haben. 

(2) 11m Feststellungsverfahren sollen grundsätz­
lich nicht die Kenntnisse festgestellt werden, die 
bereits Gegenstand der Bewertung in der Hoch­
schul zugangs berechtigung sind; es soll dem Bewer­
ber insbesondere Gelegenheit geben, in den bishe-
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rigen Abschlüssen nicht ausgewiesene Fähigkeiten 
und Kenntnisse nachzuweisen, die für den Studien­
erfolg von Bedeutung sein können, und an die 
Kenntnisse anknüpfen, die in dem Nachweis über 
die Hochschulzugangsberechtigung bewertet wor­
den sind. 2ZU diesem Zweck können insbesondere 
entsprechende Testverfahren durchgeführt wer­
den. 3Das Feststellungsverfahren ist hinsichtlich 
der Anforderungen, der Bewertung und der Art der 
Durchführung innerhalb des Geltungsbereichs die­
ses Staatsvertrags einheitlich zu gestalten. 4Die Or­
ganisation einschließlich der Durchführung des 
Tests an den Testorten oder sonstiger mit Feststel­
lungsverfahren verbundener Prüfungen obliegt 
staatlichen Einrichtungen, die durch Landesrecht 
bestimmt werden. 5Das Ergebnis eines_ Feststel­
lungsverfahrens hat Gültigkeit für alle Studiengän­
ge, in denen ein besonderes Auswahlverfahren 
durchgeführt wird. 6Bezieht sich ein Feststellungs­
verfahren auf einen bestimmten Studiengang, hat 
das Ergebnis dieses Feststellungsverfahrens Gül­
tigkeit nur für diesen Studiengang; das Ergebnis 
eines anderen Feststellungsverfahrens hat für die­
sen Studiengang keine Gültigkeit. 7Eine Wiederho­
lung des Feststellungsverfahrens soll für die Be­
werbe·r nicht vorgesehen werden. 8Es kann vorgese­
hen werden, daß am Feststellungsverfahren auch 
Schüler der Jahrgangsstufe 13 sowie entsprechende 
Schüler von Abendgymnasien und Kollegs teilneh­
men. 

(3) IBewerbungssemester während eines Studi­
ums an einer Hochschule im Geltungsbereich die­
ses Staatsvertrags nach dem 30. März 1985 werden 
nicht nach Absatz 1 Satz 1 Nr.2 Buchst. a angerech­
net, es sei denn, der Bewerber setzt ein vor dem 
31. März 1985 begonnenes Studium fort, ohne es ab­
zuschließen. 2Ein vor oder nach dem Erwerb der 
Qualifikation für den gewählten Studiengang au­
ßerhalb der Hochschule erlangter berufsqualifizie­
render Abschluß und eine Berufstätigkeit nach dem 
Erwerb der Qualifikation können in ihrer Art und 
Dauer besonders bewertet werden. 3Dies gilt auch 
bei der Erfüllung einer Dienstpflicht oder entspre­
chenden Dienstleistung durch den Personenkreis 
des Artikels 11 Abs. 2 Satz 1. 4Den Zeiten einer Be­
rufsausbildung oder Berufstätigkeit stehen solche 
Zeiten gleich, in denen der Bewerber wegen der Er­
füllung von Unterhaltspflichten, wegen Krankheit 
oder aus sonstigen von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen daran gehindert war, einen berufsqualifi­
zierenden Abschluß außerhalb der Hochschule zu 
erlangen oder eine Berufstätigkeit aufzunehmen. 
5Die Berücksichtigung der besonderen Bewertung 
eines berufsqualifizierenden Abschlusses, einer 
Berufstätigkeit und eines abgeleisteten Dienstes 
besteht in einer Erhöhung der Zahl der Bewer­
bungssemester. 6Bei Bewerbern, die in dem bean­
tragten Studiengang zugelassen worden sind oder 
vor dem Wintersemester 1980/81 hätten zugelassen 
werden können, werden Bewerbungssemester erst 
nach der der Zulassung oder der möglichen Zulas­
sung folgenden Bewerbung gezählt und Erhöhun­
gen der Bewerbungssemester nach Satz 5, die bis 
zum Zeitpunkt der Zulassung oder möglichen Zu­
lassung vorzunehmen waren, nicht mehr berück­
sichtigt. 

(4) IDie Auswahlgespräche nach Absatz 1 Satz 1 
Nr.2 Buchst. b werden von den Hochschulen durch­
geführt. 2Die Bewerber werden nach dem Maß der 

im Auswahlgespräch festgestellten Motivation und 
Eignung für das Studium des beantragten Studien­
gangs und für den angestrebten Beruf ausgewählt. 
3Die Entscheidung über die Auswahl trifft der Rek­
tor oder Präsident. 4Das Auswahlgespräch wird 
durch vom Rektor oder Präsidenten bestimmte 
Hochschullehrer geführt. 5Die Zahl der Teilnehmer 
am Auswahlgespräch kann begrenzt werden. 6In 
diesem Fall bestimmt die Zentralstelle die Teilneh­
mer am Auswahlgespräch durch das Los. 7J eder Be­
werber kann nur einmal je Studiengang an einem 
Auswahlgespräch teilnehmen. 

(5) Kann für einen Studiengang ein Feststel­
lungsverfahren nicht durchgeführt werden oder ist 
dessen Ergebnis ganz oder teilweise nicht verwert­
bar, wird diesen Bewerbern für die betreffenden 
Vergabeverfahren unter Berücksichtigung des 
Grades der Qualifikation ein Testwert durch Los 
zugeordnet. 

(6) IFür die Entscheidung in den Fällen von 
Ranggleichheit der Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 kann der Vorrang des Bewerbers mit dem bes­
seren Ergebnis des Feststellungsverfahrens vorge­
sehen werden. 2Haben Bewerber nach Anwendung 
der Absätze 1 bis 5 den gleichen Rang, werden unter 
ihnen diejenigen vorrangig ausgewählt, die dem 
Personenkreis nach Artikel 11 Abs. 2 angehören. 
3Haben danach Bewerber noch den gleichen Rang, 
kann eine Entscheidung durch das Los vorgesehen 
werden. 

(7) IBewerber, die nachweisen, daß sie aus in ih­
rer Person liegend€ln, von ihnen nicht zu vertreten­
den Gründen an der Teilnahme am Feststellungs­
verfahren gehindert waren, werden auf Antrag ab­
weichend von der Regelung des Absatzes 1 Satz 2 
bei der Vergabe von Studienplätzen nach Absatz 1 
Satz 1 Nr.2 Buchst. a und b berücksichtigt. 2Bewer­
ber, die nachweisen, daß sie bereits zur Teilnahme 
am Auswahlgespräch geladen worden waren, aber 
aus in ihrer Person liegenden, von ihnen nicht zu 
vertretenden Gründen am Auswahlgespräch nicht 
teilnehmen konnten, werden auf Antrag im nächst­
folgenden Vergabeverfahren abweichend von der 
Regelung des Absatzes 4 Satz 6 vorab für die Teil­
nahme am Auswahlgespräch bestimmt. 

(8) IVon den Teilnehmern am Feststellungsver­
fahren können mit deren Einverständnis die für die 
laufende Auswertung des Feststellungsverfahrens 
erforderlichen Angaben über ihren Bildungsgang 
und ihre persönlichen und sozialen Verhältnisse er­
hoben werden. 2Die Angaben sind zu anonymisie­
ren und dürfen nur zum Zweck der laufenden Aus­
wertung des Feststellungsverfahrens verwertet 
werden. 

Artikel 15 

Verfahrensvorschriften 

(1) Die Zentralstelle ist nach Maßgabe der 
Rechtsverordnungen nach Artikel 16 berechtigt, 
Versicherungen an Eides Statt zu verlangen und 
abzunehmen. 

(2) Die Zentralstelle ermittelt auf Grund der Be­
werbungsunterlagen nach den jeweiligen Zulas­
sungsbestimmungen, an welcher Hochschule ein 
Bewerber zugelassen werden kann, und läßt ihn zu. 

(3) 1 Für einen Studiengang werden zunächst die 
Bewerber berüc~sichtigt, die diesen Studiengang 
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an erster Stelle (Hauptantrag) genannt haben. 
2Danach werden Bewerber, die den Studiengang an 
zweiter oder einer weiteren Stelle (Hilfsanträge) 
genannt haben, in der von ihnen gewählten Reihen­
folge der Studiengänge berücksichtigt. 3Sind meh­
rere Studiengänge und mehrere Hochschulen ge­
nannt, geht der Studiengangwunsch dem Studien­
ortswunsch vor. 

(4) Soweit an einer Hochschule für den ersten 
Teil eines Studiengangs eine höhere Ausbildungs­
kapazität als für spätere Teile dieses Studiengangs 
besteht, wird die Zulassung auf den ersten Teil des 
Studiengangs beschränkt. 

(5) Die Hochschule ist verpflichtet, den Bewerber 
einzuschreiben, wenn die übrigenVoraussetzungen 
für die Aufnahme als Student vorliegen. 

(6) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide 
der Zentralstelle über Zulassungsanträge findet 
nicht statt. 

(7) I Beruht die Zulassung durch die Zentralstelle 
auf falschen Angaben des Bewerbers, nimmt die 
Zentralstelle sie zurück; ist die Zulassung sonst feh­
lerhaft, kann die Zentralstelle sie zurücknehmen. 
2Nach Ablauf eines Jahres ist die Rücknahme der 
Zulassung ausgeschlossen. 

(8) 11m Verfahren nach Artikel 14 läßt die jeweili­
ge Hochschule die Bewerber zu, die nach dem Er­
gebnis des Auswahlgesprächs ausgewählt worden 
sind. 2Nicht ausgewählte Bewerber erhalten von 
der Hochschule einen auf die Auswahl in der Quote 
nach Artikel 14 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b be­
schränkten Ablehnungsbescheid. 3Ein Wider­
spruchsverfahren gegen Bescheide der Hochschu­
len findet nicht statt. 

Artikel 16 

Rechtsverordnungen 

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverord­
nungeninsbesondere 

1. die Verteilungs- und Auswahlkriterien im ein­
zelnen (Artikel 10 bis 14), 

2. die einzelnen Quoten nach Artikel 12 Abs. 1, Ar­
tikel13 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 1, 

3. die Einzelheiten des Verteilungsverfahrens 
nach Artikel 10, 

4. die Festlegungen nach Artikel 8 Abs. 2, 

5. die Einzelheiten des Bewerbungsverfahrens, 
insbesondere die Fälle, in denen Bewerbungen 
an die Zentralstelle zu richten sind, einschließ­
lich der Fristen, 

6. die Einzelheiten des Vergabeverfahrens sowie 
die Vergabe nicht in Anspruch genommener 
oder aus anderen Gründen freigebliebener Plät­
ze auch an Bewerber, die die Fristen versäumt 
haben, 

7. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 12 
Abs. 4 Satz 3, 

8. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 11 
Abs.3, 

9. die Einzelheiten des Feststellungsverfahrens 
einschließlich der Voraussetzungen für die Teil­
nahme und für den Ausschluß vom Verfahren, 

10. die Einzelheiten der für die laufende Auswer­
tung des Feststellungsverfahrens nach Arti­
kel14 Abs. 8 erforderlichen Erhebungen, insbe­
sondere die .von den Teilnehmern am Feststel­
lungsverfahren zu erhebenden Angaben, sowie 
die Einzelheiten des Verfahrens der Auswertung 
dieser Angaben, 

11. das Verhältnis des Grades der Qualifikation zu 
dem Ergebnis des Feststellungsverfahrens im 
besonderen Auswahlverfahren, 

12. die Einzelheiten der Auswahl der Teilnehmer 
zum Auswahlgespräch und Grundzüge der 
Durchführung des Auswahlgesprächs, 

13. die Einzelheiten der Einbeziehung und der Auf­
hebung der Einbeziehung von Studiengängen, 

14. die Normwerte sowie die Einzelheiten für die 
Kapazitätsermittlung und für die Festsetzung 
von Zulassungszahlen nach Artikel 7. 

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Ab­
satz 1 müssen übereinstimmen, soweit dies für eine 
zentrale Vergabe der Studienplätze notwendig ist. 

Artikel 17 

Haushalt der Zentralstelle 

(1) Der Haushaltsvorentwurf bedarf der Zustim­
mung der Kultusminister und der Finanzminister 
der Länder mit einer Mehrheit von jeweils zwei 
Dritteln der Stimmen. 

(2) IDas Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt 
der Zentralstelle nach den Beschlüssen der Kultus­
minister und der Finanzminister der Länder in sei­
nen Haushaltsplan aufzunehmen. 2Die Länder ver­
pflichten sich, dem Sitzland den rechnungsmäßigen 
Zuschußbetrag anteilig zu erstatten. 3Der Betrag 
wird auf die einzelnen Länder zu zwei Dritteln nach 
dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und zu 
einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Bevölke­
rungszahl umgelegt. 4Als Steuereinnahmen gelten 
die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten 
Steuereinnahmen der Länder. 5Die Steuereinnah­
men erhöhen oder vermindern sich um die Beträge, 
welche die Länder im Rahmen des Länderfinanz­
ausgleichs von anderen Ländern erhalten oder an 
andere Länder abführen. 6Maßgebend sind die 
Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bun­
desamt für den 30. Juni festgestellte Bevölkerungs­
zahl des dem Rechnungsjahr zwei Jahre vorausge­
henden Rechnungsjahres. 

(3) IDie in die Haushaltsrechnung der Zentral­
stelle nicht eingehenden besonderen Kosten des 
Sitzlandes werden von den übrigen Ländern nach 
Abzug des auf das Sitzland entfallenden Anteils 
dem Sitzland abgegolten. 2Hierfür gelten die Be­
stimmungen de~ Absatzes 2 entsprechend. 

(4) IDie Anteilsbeträge der Länder werden im 
Lauf eines jeden Rechnungsjahres in zwei Teilbe­
trägen zum 1. Januar und zum 1. Juli nach den An­
sätzen des Haushaltsplans fällig. 2Über- und Min­
derzahlungen gegenüber dem sich nach der J ahres­
rechnung ergebenden Finanzbedarf werden bei 
dem zweiten Teilbetrag des folgenden Rechnungs­
jahres ausgeglichen. 

(5) I Für die Bewirtschaftung der im Haushalts­
plan ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben und 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/ 1986 225 

für die Prüfung der J ahresrechnur.g sind die im 
Sitzland geltenden Vorschriften maßgebend. 2Das 
Sitzland teilt das Ergebnis des Prüfungsverfahrens 
den vertragschließenden Ländern mit. 

Artikel 18 

Finanzierung des Tests 
1 Für die Entwicklung eines Tests im Rahmen des 

Feststellungsverfahrens nach Artikel 14 sowie für 
die erforderlichen Begleituntersuchungen tragen 
die Länder anteilig die Koste~; Artikel 17 Abs. 2 
Sätze 3 bis 6 gilt entsprechend. 2Uber die Bereitstel­
lung der Mittel wird jährlich von den Kultusmini­
stern und Finanzministern der Länder jeweils mit 
Zweidrittelmehrheit der Stimmen beschlossen. 

Artikel 19 

Staatlich anerkannte Hochschulen 

IStaatlich anerkannte Hochschulen können auf 
Antrag des Landes mit Zustimmung des Trägers in 
das Verfahren der Zentralstelle einbezogen werden. 
2Die Entscheidung trifft der Verwaltungsausschuß. 
3Öffentliche nichtstaatliche Fachhochschulen gel­
ten als staatlich anerkannte Hochschulen im Sinn 
dieses Staatsvertrags. 

Artikel 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewer­
bung gegenüber der Zentralstelle vorsätzlich oder 
fahrlässig falsche Angaben über die für die Vergabe 
der Studienplätze maßgeblichen Daten macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinn des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig­
keiten ist die Zentralstelle. 

Artikel 21 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) IDieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des 
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die 
letzte Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei 
des Sitzlandes hinterlegt ist. 2Er findet erstmals auf 
das seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfolgende 
Vergabeverfahren und auf ein vor diesem Vergabe­
verfahren im Rahmen des Verfahrens nach Arti­
kel14 durchzuführendes Feststellungsverfahren 
Anwendung. 3Der Staatsvertrag über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 23. Juni 1978 tritt mit Ab­
schluß des Vergabeverfahrens außer Kraft, das dem 
Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht. 

(2) 1 Kann das Feststellungsverfahren nach Ab­
satz 1 Satz 2 nicht durchgeführt werden, setzt die 
Beteiligung am Verfahren nach Artikel 14 nicht die 
Teilnahme am Feststellungsverfahren voraus. 2In 
diesem Fall werden die Studienplätze nach Arti­
kel14 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 nach dem Ergebnis eines 
Losverfahrens vergeben, bei dem jeder teilnehmen­
de Bewerber eine Zulassungschance hat, die mit 
dem Grad der Qualifikation steigt; Artikel 13 Abs. 1 
Nr. 1 Sätze 5 bis 7 gilt entsprechend. 

(3) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land 
durch schriftliche Erklärungen gegenüber den üb­
rigen vertragschließenden Ländern zum Schluß 
eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei 
Jahren gekündigt werden, erstmals zum Ablauf des 
fünften vollen Kalenderjahres nach seinem In­
krafttreten. 

(4) INach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrags 
ist die Zentralstelle aufzulösen. 2Die Bediensteten, 
die nicht durch Kündigung entlassen werden kön­
nen, sind nach Möglichkeit von den Ländern in ge­
eignete Verwaltungsbereiche zu übernehmen. 3Die 
Vorschriften des Sitzlandes über die beamtenrecht­
lichen Folgen bei Auflösung von Behörden bleiben 
unberührt. -

(5) Die Länder sind verpflichtet, dem Sitzland alle 
in Ausführung dieses Staatsvertrags entstehenden 
Aufwendungen für Verpflichtungen, die über das 
Ende dieses Staatsvertrags hinaus bestehen blei­
ben, nach Maßgabe des Artikels 17 Abs. 2 zu erstat­
ten. 

(6) Über die Verwendung des der Zentralstelle 
dienenden Vermögens beschließen die Kultusmini­
ster und Finanzminister der Länder mit einer 
Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der Stimmen. 

Bremen, den 14. Juni 1985 

Für das Land Baden-Württemberg 

Lothar S p ä t h 

Für den Freistaat Bayern 

Dr. Karl Hillermeier 

Für das Land Berlin 

Heinrich Lum mer 

Für die Freie Hansestadt Bremen 
Hans Koschnik 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 

Dr. Klaus vo n Do hn a nyi 

Für das Land Hessen 

Holger B ö r n e r 

Für das Land Niedersachsen 

Dr. Ernst Albrecht 

Für das Land Nordrhein-Westfalen 

Johannes Rau 

Für das Land Rheinland -Pfalz 

Dr. Bernhard V 0 gel 

Für das Saarland 

Oskar La fon t a i n e 

Für das Land Schleswig-Holstein 

Dr. Uwe Bar s ehe I 
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2251-5-S 

.Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrags 

über die gemeinsame Nutzung 
eines Fernseh- und eines Hörfunkkanals 

auf Rundfunksatelliten 

Vom 8. August 1986 

Der am 12. Mai 1986 unterzeichnete Staatsvertrag 
zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz 
über die gemeinsame Nutzung eines Fernseh- lind 
eines Hörfunkkanals auf Rundfunksatelliten 
(Bekanntmachung vom 23. Juli 1986, GVBl S. 158) ist 
nach seinem Art. 16 am 8. August 1986 in Kraft 
getreten. 

München, den 8. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Str a u ß 

2233-5-K 

Verordnung 
über die Benutzungsgebühren 

der Bayerischen Landesschulen für Blinde, Gehörlose 
und Körperbehinderte 

Vom 10. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kosten­
gesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
folgende Verordnung: 

2. bei der Landesschule für Gehörlose 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

2700,-DM, 

90,-DM, 

3. bei der Landesschule für Körperbehinderte 
§ 1 

Geltungsbereich, Gebührenhöhe 

(1) Für die Unterbringung und Verpflegung der 
Benutzer der Heime der Bayerischen Landesschu­
len werden folgende Gebühren erhoben: 

1. bei der Landesschule für Blinde 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

3120,-DM, 

104,-DM, 

monatlich 4995,- DM, 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 166,50 DM. 

(2) Für die Betreuung und Verpflegung der 
Tagesheimbenutzer werden folgende Gebühren er­
hoben: 

I 1. bei der Landesschule für Blinde 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

623,-DM, 

31,-DM, 
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2. bei der Landesschule für Gehörlose 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

540,-DM, 

27,-DM, 

3. bei der Landesschule für Körperbehinderte 
monatlich 1000,- DM, 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 50,-DM. 

(3) Für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung 
von nicht im Heim oder Tagesheim Untergebrach­
ten ist ein Betrag von 3,50 DM pro Mittagessen zu 
entrichten. 

(4) lMit den Gebühren nach Absatz 1 sind alle an­
läßlich der Unterbringung und Verpflegung ' im 
Heim anfallenden Kosten (z. B. auch die Kosten für 
die Reinigung und Ausbesserung der Kleidung), 
nicht jedoch die Kosten für die Heilbehandlung ab­
gegolten. 2Mit den Gebühren nach Absatz 2 sind die 
anläßlich der Betreuung (z. B. Überwachung bei den 
Hausarbeiten, beim Essen, bei der Therapie und 
Freizeitgestaltung) und Verpflegung der Tages­
heimbenutzer anfallenden Kosten abgegolten. 

§2 

Sonderfälle der Gebührenberechnung 

(1) lFür Benutzer, welche während der gesamten 
für die Schule geltenden Ferien das Heim nicht be­
nutzen, entfällt die Gebühr nach § 1 oder § 2 für die 
Monate Juli und August. 2Für die übrigen Benutzer 
entfällt die Gebühr für den Monat August. 3Für den 
Monat September ist unabhängig vom Beginn des 
Heimaufenthalts die volle Monatsgebühr zu ent­
richten. 

(2) lBei Ein- oder Austritt aus der Lande~schule 
wird die Gebühr für den Eintritts- und Austrlttsmo­
nat tagweise berechnet. 2Eintritts- und Austrittstag 
werden gesondert in Ansatz gebracht. 3Bei Eintritt 
im Monat September geht die Gebührenregelung 
nach Absatz 1 Satz 3 vor. 

(3) Für außerhalb der Ferien oder der Urlaubszei­
ten nicht in der Landesschule zugebrachte Tage 
wird, wenn die Abwesenheit mehr als fünf zusam­
menhängende Tage beträgt, die Gebühr für jedes 
anfallende Mittag- und Abendessen in Höhe der 
Verpflegungsgebühr nach § 1 Abs.3 erstattet bzw. 
herabgesetzt. 

(4) Gebührenschuldnern, die gemäß Art. 9 Abs.3 
und 4 des Sonderschulgesetzes - SoSchG - (BayRS 
2233-1-K) in der jeweils geltenden Fassung ledig­
lich Kosten in Höhe des ersparten häuslichen Le­
bensunterhalts an die Landesschule zu entrichten 
haben, ist nur dieser Betrag anteilmäßig zu erstat­
ten. 

§3 

Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Gebühren sind die in der Lan­
des schule untergebrachten Personen und deren 
Unterhaltsverpflichtete. 

(2) Art. 9 Abs. 3 bis 5 und Art. 13 Nr. 6 SoSchG 
bleiben unberührt. 

§4 

Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Gebühren sind von Selbstzahlern jeweils 
zum Ersten jeden Monats im voraus zu entrichten. 

(2) Mit den Trägern der Sozialhilfe und mit den 
Arbeitsämtern ist eine abweichende Zahlungsver­
einbarung zulässig. 

(3) Bei Neuaufnahme von Heim- und Tagesheim­
benutzern wird die Gebühr für den Eintrittsmonat 
am Eintrittstag fällig und zusammen mit der näch­
sten gemäß Absatz 1 fälligen Gebühr erhoben. 

(4) Das für die Teilnahme an der Mittagsverpfle­
gung zu entrichtende Verpflegungsgeld (§ 1 Abs. 3) 
ist monatlich zu entrichten und wird am letzten 
Werktag des laufenden Monats zur Zahlung fällig. 

§5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

lDiese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Erhebung von Benutzungsgebühren an den Bayeri­
schen Landesschulen für Blinde, Gehörlose und 
Körperbehinderte (BayRS 2233-5-K), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 14. August 1985 (GVBl 
S. 335), außer Kraft. 

München, den 10. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2030-3-4-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über beamten-, disziplinar-, besoldungs- und 
reisekostenrechtliche Zuständigkeiten, 

über die Zuständigkeiten für die Regelung 
der Dienstverhältnisse, Arbeitsverhältnisse sowie 

der Festsetzung und Anordnung der Bezüge 
der staatlichen Angestellten und Arbeiter 

im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund von Art. 12 Abs. 1 Satz 2, Art. 18 Abs. 1 
Satz 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1985 (GVBl S. 120), § 7 Abs. 2 der 
Jubiläumszuwendungsverordnung (BayRS 2030-2-
24-F) sowie § 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. November 1980 (BGBl I S. 2081), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18. Februar 1986 (BGBl I S.265), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über beamten-, disziplinar-, be­
soldungs- und reisekostenrechtliche Zuständigkei­
ten, über die Zuständigkeiten für die Regelung der 
Dienstverhältnisse, Arbeitsverhältnisse sowie der 
Festsetzung und Anordnung der Bezüge der staat­
lichen Angestellten und Arbeiter im Geschäfts­
bereich des Bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus - ZustV-KM - (BayRS 

2030-3-4-1-K), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 18. Februar 1986 (GVBl S. 45), wird wie folgt 
geändert: 

§ 6 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. der Generaldirektion der Bayerischen Staatli­
chen Bibliotheken für die Beamten ihres Dienst­
bereichs und der nachgeordneten Dienststellen 
sowie für die Beamten der Generaldirektion der 
Staatlichen Archive Bayerns und der nachge­
ordneten Dienststellen." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2038-3-4-8-6-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Errichtung eines Staats instituts 
für die Ausbildung von Fachlehrern 

in München 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 . 

Die Verordnung über die Errichtung eines 
Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern 
in München in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. September 1967 (GVBl S. 449, BayRS 
2038-3-4-8-6-K), geändert durch Verordnung vom 
15. August 1972 (GVBl S. 387), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort "sechs" durch das Wort 
. ,,fünf" ersetzt. 

b) Satz 2 Nr.1 erhält folgende Fassung: 

,,1. den Abteilungen I in Augsburg und V in 
Bamberg die pädagogische Ausbildung der 
Fachlehrer für Werken, Technisches Zeich­
nen, Kurzschrift, Maschinenschreiben,". 

c) Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. der Abteilung IV in Ansbach die Ausbildung 
von Fachlehrern an beruflichen Schulen." 

2. § 3 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,(2) Vorgesetzte Behörde im Sinn der Verwal-

tungsvorschriften zur Bayerischen Haushalts­
ordnungist 

1. für die Abteilung I die Regierung von Schwa­
ben in Augsburg, 

2. für die Abteilung 11 die Regierung von Ober­
bayern in München, 

3. für die Abteilungen 111 und IV die Regierung 
von Mittelfranken in Ansbach, 

4. für die Abteilung V die Regierung von Ober­
franken in Bayreuth. 

(3) Als Amtskassen werden bestimmt 

1. für die Abteilung I die Staatsoberkasse Augs­
burg, 

2. für die Abteilung 11 die Staatsoberkasse Mün­
chen 11, 

3. für die Abteilungen 111 und IV die Staatsober­
kasse Ansbach, 

4. für die Abteilung V die Staatsoberkasse Bay­
reuth." 

3. § 4 Abs. 1 wird aufgehoben; die Absatzbezeich­
nung beim bisherigen Absatz 2 entfällt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2038-3-4-9-4-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Errichtung eines Staatsinstituts 
für die Ausbildung Pädagogischer Assistenten 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung eines 
Staatsinstituts für die Ausbildung Pädagogischer 
Assistenten vom 21. Juli 1981 (GVBl S. 326, BayRS 
2038-3-4-9-4-K) wird wie folgt geändert: 

§§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 2 

Das Staatsinstitut für die Ausbildung Päd­
agogischer Assistenten (bisher Abteilung 11 des 
Staatsinstituts in Bayreuth) untersteht unmit­
telbar dem Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus. 

§3 

(1) Vorgesetzte Behörde im Sinn der Verwal­
tungsvorschriften zur Bayerischen Haushalts­
ordnung ist die Regierung von Oberfranken in 
Bayreuth. 

(2) Als Amtskasse wird die Staatsoberkasse 
Bayreuth bestimmt." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai e r , Staatsminister 
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2038-3-4-9-5-K 

Verordnung 
zur Änderung der Studienordnung 

des Staatsinstituts für die Ausbildung 
Pädagogischer Assistenten 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 98 Abs. 3 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus folgende Verord­
nung: 

§1 

Die Studienordnung des Staatsinstituts für die 
Ausbildung Pädagogischer Assistenten (BayRS 
2038-3-4-9-5-K) wird wie folgt geändert: 

1. §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 1 

Ausbildung am Staatsinstitut 

Das Staatsinstitut für die Ausbildung Pädago­
gischer Assistenten hat die Aufgabe der fachli­
chen und pädagogischen Vorbildung für die Lauf­
bahn des Pädagogischen Assistenten. 

§2 

Organisation 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus bestellt einen hauptamtlichen Lehrer des 
Staatsinstituts zu dessen Leiter. 

(2) Die Lehrer des Staatsinstituts bilden unter 
dem Vorsitz des Leiters die Lehrerkonferenz." 

2. In § 3 wird der Zusatz ,,(Abteilung I oder 11, im fol­
genden als Staatsinstitut bezeichnet)" gestrichen. 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 3 wird das Wort ,,Abteilungs-

leiter" durch die Worte "Leite r des Staatsinsti­
tuts" ersetzt; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
,,(5) Ehemalige Teilnehmer der Prüfung an 

den Instituten zur Ausbildung Pädagogischer 
Assistenten in Augsburg, München und Würz­
burg sowie an der Abteilung I des Staatsinsti­
tuts in Augsburg richten ihren Antrag an das 
Staatsinstitut in Bayreuth." 

4. § 12 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Leiter nimmt in den Räumen des Staatsin­
stituts das Hausrecht wahr." 

5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummern 1 und 2 wird das Wort ,,Abtei­
lungsleiter" jeweils durch die Worte "Leiter 
des Staatsinstituts" ersetzt; 

b) in Nummer 4 werden die Worte "aus beiden 
Abteilungen" durch die Worte "vom Staatsin­
stitut" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai e r, Staatsministe r 
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